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Vorbemerkung

Die Hochschulen sind besonders seit Anfang der 
neunziger Jahre gravierenden Veränderungspro-
zessen unterworfen. Dies kann nicht verwundern, 
denn ihre Rolle hat sich in der Wissensgesell-
schaft deutlich gewandelt. Hochschulen besitzen 
eine zentrale Bedeutung für die Produktion, die 
Bewahrung und den Transfer von Wissen, für For-
schung und Innovation, für die geistige, kultu-
relle und ökonomische Entwicklung der Gesell-
schaft. Sie haben sich zu Masseneinrichtungen 
für die Qualifi zierung eines Großteils der Men-
schen entwickelt. In gewisser Weise kann davon 
gesprochen werden, dass Hochschulen zu Dienst-
leistern für die Gesellschaft geworden sind. Sie 
müssen im Dialog mit ihr deren Erwartungen 
und Anforderungen aufnehmen, in ihren Aufga-
ben berücksichtigen und in ihr Handeln über-
führen.

Um diesen Ansprüchen gerecht zu werden 
und gleichzeitig mit den zur Verfügung gestellten 
Ressourcen verantwortlich umzugehen, bedarf es 
einerseits geeigneter Rahmenbedingungen, Struk-
turen und Steuerungsmodelle sowohl im Außen-
verhältnis als auch innerhalb der Hochschule. 
Hochschulen und die für sie zuständigen Bundes-
länder orientierten sich bei solchen Reformen – 
knapp gesagt – am Modell des ‚New Public Mana-
gement‘. Ein neues Verhältnis von Hochschule, 
Staat und Gesellschaft, Autonomie und Profi lie-
rung der Hochschule sowie Leistungsorientierung 
sind wenige Schlagworte, die diese Veränderungs-
prozesse hin zu einer ‚unternehmerischen Hoch-
schule‘ kennzeichnen. Andererseits waren inhalt-
liche, organisatorische und methodische Neu-
ausrichtungen in der wissenschaftlichen Arbeit 
zu leisten, um dem Reformstau, der sich in der 

Vergangenheit angesammelt hatte, zu begegnen. 
Für Studium und Lehre wird dies üblicherweise 
mit dem Wort ‚Bologna-Prozess‘ zusammenge-
fasst. Damit sind weitere umfassende Herausfor-
derungen an alle in der Hochschule Tätigen ver-
bunden.

Während die Veränderungsprozesse selbst in 
dieser Zeit durch Untersuchungen begleitet wur-
den und als Forschungsgegenstand dienten, wur-
de wenig bzw. kein Augenmerk auf deren Auswir-
kungen auf die Arbeits-, Beschäftigungs- und Stu-
dienbedingungen gelegt. Und dies, obwohl un-
strittig ist, dass exzellente Ergebnisse adäquate 
Arbeits-, Beschäftigungs- und Studienbedingun-
gen verlangen.

Vor diesem Hintergrund hat sich der gemein-
sam von der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
und der Friedrich-Ebert-Stiftung getragene Ar-
beitskreis Dienstleistungen vertiefend mit den 
Auswirkungen des Wandels an Hochschulen auf 
den Arbeitsplatz Hochschule sowie mit Verände-
rungsprozessen in zwei weiteren wichtigen Teil-
bereichen des Dienstleistungssektors befasst: mit 
den Gesundheits- und Pfl egediensten (Hilbert, 
Evans 2009) und mit dem Thema Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen (Gerstlberger, Siegl 
2009).

Das vorliegende Memorandum spiegelt die 
Ergebnisse im Themenfeld Hochschule wider und 
leitet Handlungsempfehlungen ab. Diese basie-
ren neben der gezielten Auswertung bekannten 
Wissens auf Expertengesprächen, die vom Ar-
beitskreis im Januar und im März 2009 durchge-
führt wurden. Dabei standen zum einen die Ana-
lyse der gegenwärtigen Verhältnisse und zum an-
deren Schlussfolgerungen und Empfehlungen im 
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Petra Gerstenkorn
Dr.-Ing. Karl-Heinrich Steinheimer
Fachbereich Bildung,
Wissenschaft und Forschung
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di

Helmut Weber
Wirtschafts- und Sozialpolitik

Friedrich-Ebert-Stiftung

Mittelpunkt. Das Memorandum soll Entschei-
dungsträgern aus Politik, Hochschulen, Gewerk-
schaften und Verbänden sowie Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern mögliche Pers-
pektiven für die zukünftige Gestaltung des Ar-
beitsplatzes Hochschule aufzeigen.

Mit der wissenschaftlichen Beratung und mit 
der Zusammenstellung des Memorandums waren 
Prof. Dr. Klaus Dörre und Matthias Neis, Fried-
rich-Schiller-Universität Jena, sowie Prof. Dr. 

 Andrä Wolter und Ulf Banscherus, Technische 
Universität Dresden, gemeinsam beauftragt. Die 
Mitwirkenden der Expertengespräche sind im 
Anhang dieser Schrift dokumentiert. Ihnen allen 
möchten wir an dieser Stelle für ihre Bereitschaft 
zur Mitarbeit ganz herzlich danken. Ohne ihr 
 Engagement und ihre ambitionierten Beiträge 
hätte dieses Memorandum nicht erstellt werden 
können.
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Auf einen Blick

Die deutsche Wissenschaftslandschaft befi ndet 
sich inmitten von gravierenden Veränderungen. 
Dabei laufen verschiedene Reformen parallel und 
führen doch keineswegs in die gleiche Richtung. 
Der Bologna-Prozess, die Umstellung der hoch-
schulinternen Steuerung auf Controllinginstru-
mente oder die zunehmende Wettbewerbsorien-
tierung in der Forschung, um nur einige Beispiele 
zu nennen, bilden vielmehr eine höchst kom-
plexe, keineswegs kohärente und mitunter gera-
dezu widersprüchliche Gemengelage. Als Leitmo-
tiv lässt sich jedoch die „unternehmerische Hoch-
schule“ ausmachen. Dabei ist unübersehbar, dass 
sich mit der Transformation der Hochschulen zu-
gleich die Beschäftigungsverhältnisse, die Arbeits-
prozesse und Arbeitsbedingungen ihrer Mitglieder 
erheblich verändern. Trotz dieses offenkundigen 
Zusammenhangs wird hierzulande kaum über 
den Wandel des Arbeitsplatzes Hochschule ge-
sprochen. Mit diesem Memorandum wollen wir 
daher einen Diskussionsanstoß leisten, um diesem 
Thema zu der dringend notwendigen Aufmerk-
samkeit zu verhelfen. Denn klar ist: Nicht nur 
hängen die Arbeitsbedingungen von den Re-
formen ab, sondern jede Reform auch davon  wie 
sie in den Hochschulen be- und verarbeitet wer-
den kann.

Unsere zentrale Botschaft lautet: Die akade-
mische Wissensproduktion ist zunehmend zu 
einem kollektiven Arbeitsprozess geworden. Uni-
versitäten und Fachhochschulen, die ihre wis-
senschaftliche Leistungsfähigkeit steigern wollen, 
sind daher zwingend darauf angewiesen, die Ar-
beitsbedingungen ihrer Beschäftigten – der Pro-
fessorinnen und Professoren, der wissenschaft-
lichen wie nichtwissenschaftlichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sowie der Hilfskräfte und 
Lehrbeauftragten – insgesamt positiv zu gestal-
ten. Die Arbeitsbedingungen müssen offensiv 
und mit dem Anspruch der Nachhaltigkeit zum 

Thema gemacht werden. Denn auch eine an un-
ternehmerischen Prinzipien orientierte Hoch-
schule basiert auf Arbeit, auf der Arbeit aller ihrer 
Mitglieder. Im Einzelnen schlagen wir folgende 
Weichenstellungen für eine neue Hochschul- und 
Wissenschaftspolitik vor:

1. Die Unterfi nanzierung des Wissenschaftssys-
tems überwinden.

 Da als Folge der Bewältigung der globalen Fi-
nanz- und Überakkumulationskrise in Zukunft 
drastische Sparprogramme der öffentlichen 
Hand drohen, die die jahrzehntelange Unter-
fi nanzierung der Hochschulen weiter ver-
schärfen würden, müssen schon jetzt Siche-
rungsmechanismen geschaffen werden, die 
einen „Schutzschirm“ für das Bildungssystem 
ermöglichen. 

2. Die Attraktivität der ostdeutschen Hochschu-
len stärken.

 Als Reaktion auf die regionalen Unterschiede 
bei der Studiennachfrage muss zunächst dafür 
gesorgt werden, dass ein Teil der steigenden 
Nachfrage nach Studienplätzen in West-
deutschland durch die ostdeutschen Hoch-
schulen aufgefangen wird. Das ist nur mög-
lich, wenn die Studien-, Arbeits- und Lehr-
bedingungen insgesamt verbessert werden.

3. Die Hochschulen für Berufstätige öffnen.
 Soll lebensbegleitendes Lernen nicht zur Phra-

se verkommen, ist eine Öffnung des Hoch-
schulsystems für Studieninteressierte aus der 
berufl ichen Praxis zwingend nötig. Ziel muss 
es sein, ein dichtes und fl exibles System an 
Weiterbildungsmöglichkeiten zu schaffen, das 
Berufstätigen neue Optionen eröffnet oder ih-
nen eine „Weiterbildungspause“ im Berufsle-
ben ermöglicht. 
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4. Neuen Tätigkeitszuschnitten Rechnung tragen, 
neue Berufsbilder und Karrierepfade schaffen.

 Durch die Reformen beeinfl usst, vor allem 
aber wegen neuer gesellschaftlicher Anforde-
rungen haben sich die Aufgaben und Tätig-
keitszuschnitte aller Beschäftigtengruppen 
deutlich verändert. Dies gilt insbesondere für 
die Institutssekretariate. Somit ist an den Uni-
versitäten und Fachhochschulen dringend 
und in größerem Maßstab die Schaffung von 
Stellen für Wissenschaftskoordinatorinnen 
und -koordinatoren nötig.

5. Regulierte Flexibilität ermöglichen.
 Ein Großteil der besonders aktiven Beschäf-

tigten vermag den ständig wachsenden Berg 
an Aufgaben nicht oder zumindest nicht mehr 
in allen Bereichen gut zu bewältigen. Dort 
muss und kann gegengesteuert werden, indem 
es Professorinnen und Professoren sowie Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern ermög licht 
wird, Belastungen zu reduzieren und Aufga-
ben abzugeben, um zumindest zeitweilig be-
stimmte Schwerpunktsetzungen bei den eige-
nen Tätigkeiten vornehmen zu können.

6. Gute Arbeit zum Leistungsparameter der 
Hochschulen machen.

 Wissenschaft und Forschung samt den dahin-
ter stehenden Leistungen müssen zunehmend 
als kollektiver Arbeitsprozess begriffen wer-
den. Die Güte der Arbeitsbedingungen ist ein 
Parameter, der Erhebliches über die Leistungs-
fähigkeit von Hochschulen aussagt. Entspre-
chende Kriterien müssen daher auch in den 
Leistungsbilanzen von Hochschulen Berück-
sichtigung fi nden.

7. Mitarbeiterpartizipation stärken.
 In der aktuellen Situation nimmt sich die 

Mehrzahl der Beschäftigten nicht als Mitge-
stalter, sondern als Objekt von Hochschulre-
formen wahr. Wird der Weg zur „unternehme-
rischen Hochschule“ und zur „Professur als 
Betrieb“ weiter beschritten, muss das aber 
auch Konsequenzen für die Beschäftigtenpar-
tizipation haben.

8. Pluralität und Heterogenität in Forschung und 
Lehre fördern. 

 Die Selbstdefi nitionen und Arbeitsweisen, das 
Wissenschafts- und Rollenverständnis von 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 
hat sich stets durch große Pluralität ausge-
zeichnet. Solche Unterschiede müssen nicht 
nur toleriert, sondern gefördert werden. 
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Friedrich-Ebert-Stiftung

1. Einführung: Anspruch, Zielsetzung und Vorgehensweise

Das vorliegende Memorandum ist das Ergebnis 
eines Diskussionsprozesses, den die Autoren ge-
meinsam mit dem Arbeitskreis Dienstleistungen 
der Friedrich-Ebert-Stiftung und dem Fachbereich 
Bildung, Wissenschaft und Forschung der Ver-
einten Dienstleistungsgewerkschaft – ver.di, so-
wie mit ausgewählten Expertinnen und Experten 
 realisieren konnten. Ziel der Diskussion war es, 
die veränderten Arbeitsbedingungen für die un-
terschiedlichen Beschäftigtengruppen an den 
deutschen Hochschulen zu refl ektieren. Wir fan-
den ein Feld vor, das bislang nur in Teilbereichen 
von der Forschung erschlossen worden ist. Es liegt 
auf der Hand, dass wir angesichts eines knappen 
Zeitbudgets (Herbst 2008 bis Sommer 2009) und 
mit im Verhältnis zur Vielschichtigkeit der The-
matik wenigen Diskussionsrunden nicht annä-
hernd in der Lage waren, alle vorhandenen Wis-
senslücken zu schließen. In zwei Workshops mit 
Expertinnen und Experten aus Politik, Wissen-
schaft, Hochschulen und Gewerkschaften konn-
ten wir allerdings einen vertieften Einblick in die 
Entwicklung der Arbeits- und Beschäftigungsver-
hältnisse an den deutschen Universitäten und 
Fachhochschulen1 gewinnen. Es zeigte sich, dass 
das Thema „Arbeitsplatz Hochschule“ zahlreiche 
Querverbindungen aufweist, etwa zur Etablierung 
neuer Steuerungsverfahren und zur Organisa-
tionsentwicklung sowie den damit verbundenen 
veränderten Partizipationsformen. 

Wir streifen diesen – teilweise dramatischen 
– Umbau der Wissenschaftseinrichtungen, ohne 
den Anspruch zu erheben, die Komplexität dieses 
Wandels gänzlich erfassen zu können. Die beiden 

Expertenhearings, die Sichtung vorhandener Stu-
dien, ergänzt um eine beschränkte Zahl zusätz-
licher Expertengespräche, gestatten es, ein Me-
morandum vorzulegen, das ein erstes Schlaglicht 
auf eine bisher völlig vernachlässigte Realität 
wirft: Fachhochschulen und Universitäten sind 
öffentliche Non-Profi t-Unternehmen, die sich in 
ihrer Binnenrealität und ihren Organisa tions-
strukturen immer stärker der Betriebsförmigkeit 
annähern. Dies bedeutet aber auch: Die Hoch-
schulen werden sukzessive zu Orten, an denen 
Arbeitsprozesse stattfi nden, die zunehmend kol-
lektiv organisiert werden müssen. Dies hat wiede-
rum zur Folge, dass gute Leistungen in Forschung 
und Lehre zunehmend vom produktiven Zusam-
menwirken von Professorinnen und Professoren, 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern, aber eben auch der Beschäftigten in Tech-
nik und Verwaltung, in den Laboren, Biblio-
theken und Rechenzentren, kurz, von Angehöri-
gen aller Personalkategorien abhängen. 

Was in der Wettbewerbs-, Leitungs- und Qua-
litätssicherungsrhetorik häufi g übersehen wird, 
ist, dass viele der nunmehr in Gang gesetzten 
Veränderungen in der einen oder anderen Weise 
auf die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten 
durchschlagen. Betroffen sind nicht allein die 
Professoren und Professorinnen, sondern ebenso 
und teilweise noch gravierender die sogenannten 
nichtwissenschaftlichen Beschäftigten sowie der 
sogenannte wissenschaftliche Nachwuchs. Diese 
Entwicklung haben wir vor Augen, wenn wir vom 
„Arbeitsplatz Hochschule“ sprechen. Ziel des Me-
morandums ist es, dazu beizutragen, den Blick-

1 Der größte Teil der hier beschriebenen Prozesse trifft die Universitäten in besonderer Weise, während die Fachhochschulen traditionell 
einen stärkeren Anwendungsbezug aufweisen und mit den Anforderungen der „unternehmerischen Hochschule“ in dieser Hinsicht 
besser umgehen können. Andere Prozesse, wie die zunehmende Konzentration auf Forschungsexzellenz, bereitet den Fachhochschulen 
größere Probleme. Die Aussagen in diesem Memorandum erheben den Anspruch, in der Tendenz für beide Hochschulformen bedeutsam 
zu sein. Allerdings liegt das Hauptaugenmerk auf den Universitäten, allein schon, weil sie den weitaus größeren Teil der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter beschäftigen. 
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winkel der Öffentlichkeit auf Universitäten und 
Fachhochschulen zu verändern. Beim Versuch, 
die verdrängte Arbeitsrealität an den Hochschu-
len sichtbar zu machen, müssen wir freilich in 
gewisser Weise die Quadratur des Kreises prakti-
zieren. Das nicht nur, weil viele Prozesse noch im 
Fluss sind. Die Arbeitssituation vor allem des 
nichtwissenschaftlichen Personals ist im Grunde 
so gut wie nicht erforscht. Und der Gedanke, dass 
wir es bei der universitären Wissensproduktion 
mit einem kollektiven Arbeitsprozess zu tun ha-
ben, der auch teilzeitbeschäftigte Sekretariats-
kräfte und scheinselbständige wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter im Werkver-
tragsverhältnis umfasst, dürfte geradezu anstößig 
sein. Weiß man etwas nicht genau, fällt es aber 

auch schwer, Vorschläge und Gestaltungskon-
zepte zu formulieren. Insofern müssen wir den 
Anspruch des Memorandums sehr eng defi nie-
ren. Wir liefern Denkanstöße für eine Diskussion, 
die in Zukunft – auch auf einer besseren Wissens-
grundlage – intensiv geführt werden muss. Denn 
Erfolg und Misserfolg der Hochschulreformen 
werden auch davon abhängen, dass den Verant-
wortlichen und Beteiligten die wechselseitige Ab-
hängigkeit von Arbeitsbedingungen und Reform-
verlauf stärker bewusst wird. So sehr sich die  Arbeit 
an Hochschulen in den verschiedenen  Reform-
prozessen verändert, so sehr hängt umgekehrt die 
Umsetzung von Reformen von den Arbeitsbedin-
gungen ab.
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Als am 17. Juni dieses Jahres bundesweit 240.000 
Studierende sowie Schülerinnen und Schüler an 
Demonstrationen für ein anderes Bildungssystem 
teilnahmen, konnte man aus vielen Kommen-
taren ein gewisses Erstaunen herauslesen. An den 
Universitäten und Fachhochschulen war es lange 
Zeit sehr ruhig geblieben. Selbst die Veranstalte-
rinnen und Veranstalter hatten tags zuvor mit 
bestenfalls 150.000 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern gerechnet. Die Tage regelmäßiger Mas-
senproteste der Studierenden schienen schon 
lange passé. Die neue Studierendengeneration, so 
wurde vielfach geschrieben, sei an einem strin-
genten Studium interessiert. Zeit für Proteste blei-
be ihnen nicht. Nun wurde gerade das neue, ver-
kürzte und gestraffte Bachelor-Studium für die 
Demonstrantinnen und Demonstranten zum 
Stein des Anstoßes. 

Auch auf einer anderen Bühne übte man sich 
zeitgleich in ungewohntem Protest. Die damalige 
Präsidentin der Hamburger Universität sah sich 
mit offenen Briefen, Unterschriftenlisten und 
 Demonstrationen konfrontiert, mit denen Deka-
ninnen und Dekane, weite Teile der Professoren-
schaft, wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sowie Studierende in seltener Einig-
keit und – fast überraschend – am Ende erfolg-
reich ihren Rücktritt forderten. Allen gemeinsam 
war, dass sie sich als Getriebene eines Reform-
prozesses sahen, den sie selbst höchstens noch 
umsetzen, keinesfalls aber in Frage stellen oder 
gar substanziell gestalten dürfen. Aufschlussreich 
begründeten die Dekaninnen und Dekane von 
fünf der sechs Hamburger Fakultäten öffentlich 
ihre Unmutsäußerungen: 

„Leitend ist dabei die Überzeugung, dass 
eine Universität nur zu reformieren ist, 
wenn die Reformprozesse von einer breiten 
Mehrheit des  wissenschaftlichen und nicht-
wissenschaftli chen Personals sowie der Stu-
dierenden getragen werden und wenn es 
Auseinandersetzungen über Ziele und Wege 
der Veränderung geben darf und gibt.“2

Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter beklagten darüber hinaus, die Um-
strukturierung ihrer Universität habe „in kürzes-
ter Zeit eine beispiellose praxisferne Überbü ro-
kratisierung“3 gebracht. 

Solche Formen des Protestes sind auch des-
halb neu, weil die Hochschulmitglieder vielfach 
gar nicht mehr die Möglichkeit haben, die Hoch-
schulleitung zu wählen, oder eben abzuwählen. 
Wie in Hamburg bestimmt auch in vielen ande-
ren Bundesländern inzwischen ein Hochschulrat 
den Rektor oder die Präsidentin. Die Proteste sind 
somit insbesondere von Seiten der Professorinnen 
und Professoren vielfach auch gespeist von dem 
Willen, die körperschaftliche, also auf Mitglied-
schaft beruhende, Tradition der deutschen Uni-
versitäten und Fachhochschulen aufrecht zu 
 erhalten, die sich exemplarisch in der akademi-
schen Selbstverwaltung widerspiegelt. Doch das 
ist nicht alles: Was verbirgt sich also noch hinter 
den Protesten? Bedenkt man, dass sich insbeson-
dere die Universitäten in Deutschland in einer in 
ihrer Geschichte sicherlich außergewöhnlichen 
Reformphase befi nden, verwundert zunächst, 
dass es lange Zeit überaus ruhig geblieben ist. Ob 
nun die Einführung von Bachelor und Master, die 

2. Veränderungen: Arbeiten in der „unternehmerischen Hochschule“?

2 http://www.spiegel.de/unispiegel/studium/0,1518,629936,00.html (Zugriff: 19.6.09)
3 http://www.abendblatt.de/hamburg/kommunales/article1058318/Auch-Akademisches-Personal-fordert-Ruecktritt.html 
 (Zugriff:19.06.09)
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Etablierung eines neuen, leistungsorientierten 
Steuerungssystems oder die chronische und wei-
ter steigende Überlast in zahlreichen Lehrveran-
staltungen – die Hochschulangehörigen und vor 
allem die Professorinnen und Professoren haben 
– wenn nicht alles, so doch viel – geduldig ertra-
gen, ja häufi g aktiv umgesetzt. Proteste seitens 
der Studierenden lösten allenfalls die Studienge-
bühren aus. Dies beginnt sich nun offenbar zu 
ändern. Zwar wissen wir nicht, ob und in welcher 
Form die Proteste andauern werden. Wichtig ist 
jedoch, was an Inhalten transportiert worden ist. 
Zur Diskussion steht inzwischen die gesamte 
Bandbreite von Reformmaßnahmen – angefan-
gen von den BA-Kurzstudiengängen bis hin zu 
den neuen Steuerungsformen der Universitäten. 
Offenkundig bemerken viele Hochschulangehö-
rige erst jetzt, was – ausgelöst durch eine Vielzahl 
kleinerer und größerer Veränderungen – in der 
Summe auf sie zukommt oder bereits ihren Stu-
dien- und Arbeitsalltag bestimmt. 

Um den Kern des Problems zu verdeutlichen, 
sei ein Blick auf eine Diskussion erlaubt, wie sie 
inzwischen in dem Land geführt wird, dessen 
Wissenschaftssystem auf der rhetorischen Ebene 
häufi g das Referenzmodell für die deutsche Hoch-
schulreform abgibt. Tatsächlich verstellt die Ori-
entierung an den wenigen u.s.-amerikanischen 
Elite-Universitäten den Blick auf die Probleme 
der großen Masse der dortigen Hochschulen. Die 
sogenannten „Ivy-League“-Universitäten genie-
ßen einen Sonderstatus, der eine völlig andere 
Realität verdeckt, die sich gewissermaßen im 
Schatten der „Leuchttürme“ entwickelt hat und 
weiter entwickelt. Dies wird inzwischen in einer 
kritischen Debatte über das Heraufziehen eines 
„akademischen Kapitalismus“ refl ektiert. Just die-
se Debatte schürt Zweifel am innovativen Poten-
tial eines Steuerungsmodells, welches die Kon-
kurrenz in Quasi-Märkten mit neuen Formen teils 
indirekter, teils rigider bürokratischer Kontrolle 
der akademischen Arbeitskraft verbindet. „Aka-
demischer Kapitalismus“ ist die Bezeichnung für 
ein neues Wissens-, Lern- und Konsumentensys-
tem, ein Regime, das die Grenzziehungen zwi-
schen Staat, Hochschulen und den Organisatio-
nen des privaten Sektors dramatisch verändert. 
Das gilt vor allem für die klassischen Demarka-

tionen zwischen Profi t- und Non-Profi t-Sektor 
(Slaughter/Leslie 1997). 

Ausschlaggebend für die Grenzverschiebun-
gen sind Politiken strategiefähiger Akteure in ner- 
und außerhalb der Universitäten, die die Mög-
lichkeiten der informationstechnologischen Ent-
wicklungsweise mit einem kommerziellen Interes-
se innerhalb der „Institutionen höherer Bildung“ 
verbinden. Die Dynamik dieses akademischen 
Kapitalismus entfaltet sich z.B. in der Lehre, bei 
den Curricula und der Verfügung über die Copy-
rights von Lernmaterialen. Unter dem Diktat der 
Mittelknappheit werden Lehrangebote zuneh-
mend nach dem Gebot ihrer kurzfristigen Ver-
wertbarkeit konzipiert. Das gesamte Kerngeschäft 
der Bildungseinrichtungen unterliegt kurzfristi-
gen Renditeerwartungen:

„Today higher education institutions are 
seeking to generate revenue from their core 
educational, research and service functions, 
ranging from the production of knowledge 
… created by the faculty to the faculty’s 
curriculum and instruction …” (Rhoades/
Slaughter 2004: 37).

Offenkundig ist der Übergang zum „akademi-
schen Kapitalismus“ mit tiefgreifenden Verände-
rungen des gesamten Hochschulwesens verbun-
den, was das traditionelle Bild der Hochschule als 
privilegierte Gemeinschaft der Lehrenden und 
Lernenden fundamental in Frage stellt. Auf der 
Suche nach lukrativen, zahlungsfähigen Studie-
rendenmärkten lockern sich auch die lokalen 
Bindungen der Bildungseinrichtungen. Interna-
tionale Studierende mit entsprechender Zah-
lungsfähigkeit erscheinen allemal attraktiver als 
eine Selbstbeschränkung auf die regionale Nach-
frage. Und statt unterversorgte, bildungsbenach-
teiligte Gruppen zu bedienen, richtet sich das 
Lernangebot am klassischen Wunsch nach Ex-
pansion der Mittelklassen aus. Sofern Massen -
angebote dennoch vorhanden sind, werden diese 
nicht von Professoren, sondern von vergleichs-
weise billigen „academic employees“ bestritten. 
Gewinne aus den billigen Angeboten lassen sich 
nutzen, um damit anspruchsvollere Kurse für 
 andere Gruppen zu fi nanzieren. 
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Entscheidend für unseren Argumentations-
kontext ist jedoch ein anderer Gesichtspunkt. 
Der Übergang zum „akademischen Kapitalismus“ 
geht an den US-amerikanischen Hochschulen 
mit einer tiefgreifenden Veränderung der „acade-
mic workforce“ einher. Zunehmend wird hier die 
Lehre statt von festangestellten Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern durch Honorar-
kräfte durchgeführt, deren Aufgabe es ist, die Stu-
dierenden kurzfristig zu den defi nierten konkre-
ten Lernergebnissen zu führen. Die Zentralität 
der forschungsgeleiteten Lehre als Kernprozess 
der Institution Hochschule schwindet so zuguns-
ten von abprüfbarem Wissen. Hierbei gehen 
wich tige Funktionen, die zuvor ausschließlich 
Professorinnen und Professoren oblagen, an an-
dere Gruppen und – teilweise außerakademische 
und außeruniversitäre – Expertinnen und Ex-
perten über. Was vordergründig wie eine Ausprä-
gung des kollektiven Charakters oder gar als De-
mokratisierung wissenschaftlicher Wissensvermitt-
lung erscheinen könnte (und mitunter implizit 
auch ist), bricht sich indessen in Gestalt einer 
weitreichenden Flexibilisierung und Prekarisie-
rung akademischer Arbeitskraft Bahn. Die Hälfte 
der akademischen Angestellten in den USA be-
fi ndet sich inzwischen in Teilzeitbeschäftigung, 
eine Mehrzahl ist nicht mehr „on the tenure 
track” (Rhoades/Slaughter 2004). Manche Inter-
preten gehen – auch mit Blick auf die Forschungs-
organisation – in ihrer Diagnose noch einen 
Schritt weiter. So betrachtet Frank Donoghue 
(2008: xi) den klassischen Professor – „autono-
mous, tenured, afforded the time to research and 
write as well as teach“ – wie er (nicht nur) die US-
amerikanischen Universitäten während der zu-
rückliegenden acht Jahrzehnte geprägt hat, be-
reits als Auslaufmodell. Diesem Professorentyp 
wird der Rang von Wissenschaftsmanagern abge-
laufen, die, obgleich in vielerlei Hinsicht über-
durchschnittlich agil und aktiv, eher an den An-
forderungen von Märkten und dem kurzfristigen 

Gewinn orientiert sind, als die risikobehafteten 
Wege eines „research-oriented entrepreneuria-
lism” zu bestreiten. 

Man mag einwenden, dass die zitierte Litera-
tur sich ausschließlich auf das US-amerikanische 
Wissenschaftssystem bezieht, weshalb ihre Aus-
sagen nicht ohne weiteres auf deutsche Univer-
sitäten übertragen werden können. Doch mittler-
weile signalisieren einschlägige Untersuchungen 
(Münch 2009), dass die „unternehmerische Uni-
versität“ auch hierzulande durchaus zu einem 
Wegbereiter des „akademischen Kapitalismus“ 
werden könnte. Gleich, ob man einer solchen 
 Diagnose zustimmt oder nicht – unstrittig ist, 
dass sich auch an den deutschen Universitäten 
und Fachhochschulen gegenwärtig Veränderun-
gen vollziehen, die wenig beim Alten belassen. 
Von der Studienstruktur über die innerhochschu-
lische Steuerung und das Verhältnis der Hoch-
schulleitungen und der Hochschulmitglieder bis 
zu ihrem Verhältnis zum Staat ist die Hochschule 
einem umfassenden Veränderungsprozess unter-
worfen. Entscheidend ist: Die neue Hochschule 
verändert nicht nur die Studienbedingungen, 
sondern auch die Arbeitsprozesse, Tätigkeitszu-
schnitte und Beschäftigungsbedingungen mehr 
oder minder aller Hochschulbeschäftigten. Die 
Hochschule ist für Professorinnen und Profes-
soren, für andere wissenschaftlich Beschäftigte4 
und auch für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in Technik und Verwaltung5 ein anderer „Arbeits-
platz“ geworden. Während aber über alle anderen 
Aspekte der Hochschulreform wissenschaftlich 
und politisch engagiert diskutiert wird, bleibt die 
Frage der Arbeits- und Beschäftigungsbedingun-
gen bisher weitgehend außen vor. Bezeichnend 
ist, dass es für die Kategorie der „academic work-
force“ im Deutschen nicht einmal ein präzises 
begriffl iches Äquivalent gibt. Auch die neue 
Hochschule muss sich jedoch, wie jede Organi-
sation, nicht nur nach außen Legitimität ver-
schaffen, sie muss sich auch vor ihren Beschäf-

4 Wenn wir von wissenschaftlichen Beschäftigten sprechen, so sind hierunter, sofern nicht explizit anders formuliert wird, auch die künst-
lerischen Mitarbeiter gefasst. Die Kürzung drückt keine Nachrangigkeit aus, sondern ist der Lesbarkeit geschuldet.

5 Künftig sind, sofern nicht explizit anders formuliert wird, bei den Beschäftigen in Verwaltung und Technik auch Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in Bibliotheken und Rechenzentren mit einbezogen. Wie bei den künstlerischen Beschäftigten sollen die Gruppen dadurch 
nicht unterschlagen, sondern lediglich die Lesbarkeit erhöht werden.
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tigten verantworten. Anders ist der Erfolg von 
Umgestaltungsprozessen, gleich welcher Art, 
kaum denkbar. Das gilt umso mehr, wenn man 
berücksichtigt, dass Wissenschaft in all ihren For-
men schon immer ein Produkt kooperativer An-
strengungen war. Sowohl Forschung als auch 
Lehre sind Prozesse, an denen Professorinnen 
und Professoren, aber eben auch andere wissen-
schaftlich Beschäftigte sowie die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung be-
teiligt sind. Jede Reform muss somit die Aus-
wirkungen berücksichtigen, die sie auf diese – 
häufi g nur unzureichend refl ektierten – Koopera-
tionszuammenhänge zeitigt. Spannungen und 
Kooperationshemmnisse schlagen sich in der 
 einen oder anderen Weise in der Gesamtleistung 
der Hochschulen nieder.

Dies gilt umso mehr, als sich die Hochschu-
len seit den 1990er Jahren nicht mit einem line-
aren Wandel, sondern mit außerordentlich he-
terogenen, sich teilweise verstärkenden, teilweise 
aber auch gegenläufi gen Veränderungsdynami-
ken konfrontiert sehen. Dazu gehört unter ande-
rem ein starkes Wachstum in der Studiennach-
frage bis 2003 und wieder seit 2008, das vorlie-
genden Prognosen zufolge in den nächsten Jah-
ren zumindest im Westen der Republik anhalten 
wird. Hinzu kommen eine starke horizontale wie 
vertikale Differenzierung des Hochschulsystems 
(letzteres insbesondere durch die Exzellenzinitia-
tive), die Studienstrukturreform im Rahmen des 
Bologna-Prozesses, die Etablierung neuer Steue-
rungs- und Managementmodelle, eine Reorga-
nisation und Stärkung des Bildungsföderalismus 
sowie eine Vielzahl weiterer Veränderungen wie 
z.B. beim Dienstrecht oder der Hochschulfi nan-
zierung. Ein wesentlicher Teil der Veränderungen 
steht unter der Zielsetzung, die (Selbst-)Steue-
rungsfähigkeit der Hochschulen gegenüber dem 
Staat, aber auch nach innen zu stärken und die 
Effektivität und Effi zienz der Leistungen von 
 Universitäten und Fachhochschulen zu erhöhen. 
Das sogenannte „Neue Steuerungsmodell“, das 
auf den Prinzipien des New Public Management 
aufbaut, sieht dafür – in Anlehnung an betriebs-
wirtschaftliche Prinzipien – eine Reihe neuer In-
strumente und Verfahren vor. Dazu gehören un-

ter anderem die Einführung verschiedener For-
men des Kontraktmanagements, indikatorbasierte 
oder formelgebundene Mittelverteilungs verfahren 
sowie eine stärkere Betonung von Wettbewerbs-
mechanismen (Wolter 2007). 

So heterogen und widersprüchlich die Re-
formen auch erscheinen mögen – sie lassen sich 
durchaus auf einen gemeinsamen Ausgangspunkt 
zurückführen. Ein wesentliches Motiv der west-
deutschen Bildungsreformphase in den späten 
1960er und frühen 1970er Jahren war die Neube-
stimmung der gesellschaftlichen Verantwortung 
der Hochschulen. Bildlich gefasst in der Kritik am 
„Elfenbeinturm“, forderte eine breite Koalition 
gesellschaftlicher Kräfte eine Öffnung der Hoch-
schulen, die Erweiterung des Hochschulzugangs 
und damit der Bildungsaufgabe sowie eine Wis-
senschaft, die ihre gesellschaftliche Verantwor-
tung im Blick hat, was eine Hinwendung zu einer 
kritisch refl ektierten Praxis einschloss. Teil dieser 
Debatte war schon damals die Fragestellung, ob 
Hochschulen sich verstärkt und in einem kri-
tischen und innovativen Sinne als Dienstleis-
tungseinrichtungen für die Gesellschaft zu be-
greifen hätten. Auf diesem Wege war nach An-
sicht der Befürworterinnen und Befürworter ver-
änderten gesellschaftlichen Anforderungen an 
die Hochschulen am besten zu entsprechen. Wa-
ren Universitäten und Fachhochschulen nach 
dieser Auffassung in gewisser Weise schon immer 
Dienstleistungseinrichtungen für den Arbeits-
markt, die Studierenden, aber auch für Unterneh-
men und andere Organisationen, so müssen sich 
die Wissenschaftsorganisationen nun explizit mit 
dieser Rolle auseinandersetzen und diese Aus-
richtung zum Ausgangspunkt ihrer strategischen 
Entwicklung machen. 

Das ist jedoch nur die eine Seite der Medaille. 
Im Modell der „unternehmerischen Universität“ 
erfährt die Idee einer Öffnung der Hochschulen, 
der Abkehr vom Elfenbeinturm und der Über-
nahme gesellschaftlicher Verantwortung in der 
Wissenschaft eine folgenreiche Umakzentuie-
rung. Man könnte auch sagen: Sie werden teilwei -
s e bis zur Unkenntlichkeit verzerrt. In einer Lite-
raturschau für die Süddeutsche Zeitung hat Tho-
mas Steinfeld (2009: 11) den Modus operandi 
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 jener Reformen, die den Weg zur „unternehme-
rischen Universität“ ebnen sollen, mit bewun-
dernswerter Klarheit beschrieben:

„Vom großen Glauben, der möglichst freie 
Verkehr von Waren, Kapital und Dienst-
leistungen über alle Grenzen hinweg sei 
der Garant für stetig steigenden Wohlstand 
bis in die dunkelsten Winkel des Globus 
hinein, ist bis auf weiteres nicht viel übrig 
geblieben. Wer wollte, angesichts der größ-
ten Überproduktionskrise, die der globali-
sierten Marktwirtschaft jemals widerfahren 
ist, jetzt noch ein unbedingtes Lob auf die 
Segnungen des offenen Wettbewerbs an-
stimmen? ... Ganze Bereiche des gesell-
schaftlichen Lebens gibt es jedoch, die – 
unter den immer gleichen Schlagworten 
wie ‚Wettbewerb’, ‚Transparenz’ und ‚Qua-
litätsmanagement’ – in den vergangenen 
Jahren nach dem Modell des entfesselten 
Unternehmertums bis in ihre Fundamente 
hinein umgestaltet wurden, bei denen eine 
kritische Revision der Geschäftsgrundlagen 
bis jetzt nicht einmal als Möglichkeit er-
wogen wird – auch wenn ihre Vorbilder, 
eben die Wirtschaftsunternehmen, längst 
damit begonnen haben… Grundsätzlich 
gehören hierzu alle Einrichtungen des ge-
sellschaftlichen Lebens, die sich, oft nach 
Vorgaben von Unternehmensberatern, als 
öffentliche Institutionen eine unterneh-
merische Struktur geben mussten. Und es 
gilt vor allem für die größte dieser Einrich-
tungen: die Universität.“

Was die Zählebigkeit und Anpassungsfähigkeit 
der Marktorthodoxie angeht, kann man über die-
se Einschätzung sicher streiten. Und man kann 
durchaus geltend machen, dass die Reformen hier 
sehr einseitig gezeichnet werden, zumal es sich 
um überwiegend unabgeschlossene Prozesse han-
delt, deren facettenreiche und teilweise wider-

sprüchliche Wirkungen noch gar nicht abschlie-
ßend zu beurteilen sind. Dennoch legt die prä-
sentierte Sicht, die ja nur eine verdichtete jour-
nalistische Fassung wissenschaftlicher Forschung 
und Refl ektion ist, den Finger auf eine offene 
Wunde des Reformprozesses. Vielfach scheint es, 
als sollten wissenschaftlicher Output und wissen-
schaftliche Leistungsfähigkeit mit Mitteln und 
Instrumenten gesteigert werden, deren Tauglich-
keit zuvor allenfalls in einem spezifi schen Aus-
schnitt des ökonomischen Feldes getestet wurde. 
Präziser argumentiert: Was mit dem Anspruch 
 effi zientere Steuerung daherkommt, ist in Teilen 
nichts anderes als der Versuch einer Ökonomi-
sierung von Forschung und Lehre (Münch 2009: 
93 ff.) und eine Verbetriebswirtschaftlichung der 
Governance von Hochschulen. 

Man mag sich damit trösten, dass auch an 
den Universitäten nichts so heiß gegessen wie ge-
kocht wird. Und natürlich wird die markt- und 
effi zienzorientierte Steuerung andere, z.B. hie rar-
chisch-bürokratische, Kontrollformen nicht ein-
fach ersetzen. Zu erwarten ist vielmehr ein kom-
plexes Mischverhältnis aus Elementen der tradi-
tionellen Universität, Resten staatlicher Detail-
steuerung und Ansätzen einer unternehmerischen 
Organisationsform, deren konkrete Ausgestal-
tung einstweilen noch nicht abzuschätzen ist. 
Die „unternehmerische Hochschule“ bleibt somit 
bis auf weiteres eine hybride Organisation. Doch  
in einem Punkt kann kein Zweifel bestehen: Die 
Debatte um das Neue Steuerungsmodell und sei-
ne Instrumente hat sich zur einfl ussreichsten Ar-
gumentationslinie in Sachen Hochschulreform 
gemausert. Die Orientierung an „unternehmeri-
schen“ Prinzipien ist allerdings keineswegs das 
einzige Konzept, mit dessen Hilfe engere Bande 
zwischen Hochschulen und Gesellschaft geknüpft 
werden sollen. Eine Hochschule, die sich als 
Dienstleistungseinrichtung für die Gesellschaft 
versteht, muss keineswegs eine „unternehmeri-
sche Hochschule“ sein.6  

6 Das Leitbild der „unternehmerischen Universität“ stieß im hochschulpolitischen Raum dementsprechend auf ein geteiltes Echo: Wäh-
rend ökonomisch argumentierende Autorinnen und Autoren teilweise betonten, dass auf diesem Wege eine stärkere Orientierung der 
Hochschulen an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes möglich sei (Bensel/Weiler/Wagner 2003), kam vehemente Kritik sowohl von 
konservativer Seite (z.B. Turner 2000) als auch aus dem linken politischen Spektrum (z.B. Bultmann/Weitkamp 1999).
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Ungeachtet aller Kritiken entsprechen die 
Veränderungen der Hochschulsteuerung in den 
letzten 15 Jahren in gewisser Hinsicht auch man-
chen Forderungen aus Politik und Hochschulen 
nach einem Ende staatlicher Detailsteuerung und 
einer Optimierung der Effektivität und Effi zienz 
in Forschung und Lehre. Die konkrete Ausgestal-
tung der neuen Hochschule ist – inzwischen 
deutlicher sichtbar – umkämpft. Sie hängt von 
politischen Kräfteverhältnissen auf Bundes- und 
Landesebene ebenso ab, wie von der Konstella-
tion in den einzelnen Hochschulen und nicht 
zuletzt auch von handelnden Personen, wie die 
Vorgänge in Hamburg zeigen. Neben dem Markt 
sind der Staat, die Hochschulleitungen mit ihren 
Eigeninteressen, die „scientifi c community“ und 
nicht zuletzt Fach- und Standesorganisationen 
einfl ussreiche Impulsgeber der neu aufgebroche-
nen Debatte. Es ist also keineswegs sicher, ob und 
wie sich das neue Leitbild der „unternehmeri-
schen Universität in den Entscheidungen und 
Handlungen der Akteure niederschlagen wird 
(Pellert 1999; Schimank 2008). Fakt ist aber, dass 
es auf allen Ebenen tiefe Eingriffe in die Routinen 
und Funktionsweisen der Hochschule gibt, die in 
der einen oder anderen Weise alle Beschäftigten-
gruppen betreffen. 

Hier setzen wir mit unserer Argumentation 
an. Unser Kernargument lautet: In dem Maße, 
wie das Leitbild der „unternehmerischen Univer-
sität“ – trotz aller erwartbaren Reibungen, Para-
doxien und Konfl ikte – Realität zu werden be-
ginnt, wächst die Notwendigkeit, der darin ange-
legten Vergesellschaftung von Wissenschaft und 
Forschung auch und gerade in anderer Weise 
Rechnung zu tragen. Der Erzeugung wissenschaft-
lichen Wissens an Universitäten und Fachhoch-
schulen liegen stärker denn je arbeitsteilig orga-
nisierte, aber dennoch kollektive Arbeitsprozesse 
zugrunde, in die – möglicherweise sogar zuneh-
mend – neben Professorinnen und Professoren 
sowie wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern auch nicht-akademische Arbeits-
kräfte und studentische Beschäftigte involviert 
sind. Mit anderen Worten: Die Arbeitsbedingun-
gen an den Hochschulen beeinfl ussen die wissen-
schaftliche Leistungsfähigkeit entscheidend. Von 
der Ausgestaltung dieser Arbeitsbedingungen 

hängt maßgeblich ab, wie sich Universitäten und 
Fachhochschulen in Deutschland entwickeln 
werden. Ziel dieses Memorandums ist es, diesen 
oft verdrängten Zusammenhang ins Bewusstsein 
zu rücken. Unsere Beweisführung zugunsten die-
ser These erfolgt in mehreren Schritten. Zunächst 
(Kap. 1 und 2) liefern wir einen knappen Über-
blick über verschiedene Dimensionen der Verän-
derung. Sodann (Kap. 3) tragen wir Informatio-
nen zu den Arbeitsbedingungen unterschied li-
cher Gruppen von Hochschulangehörigen zusam-
men. Anschließend (Kap. 4) geht es um Parti zi-
pationsmöglichkeiten in den Wissenschaftsor-
ganisationen. Zum Schluss (Kap. 5) formulieren 
wir einige Handlungs- und Gestaltungsempfeh-
lungen. 

2.1 Veränderungen in der Hochschul-  
 steuerung und bei der Ausgestaltung  
 der Mitbestimmung

Die traditionelle Ausgestaltung der deutschen 
Universität räumte insbesondere den Professo-
rinnen und Professoren eine erhebliche personale 
Autonomie und weitgehende institutionelle Mit-
wirkungsrechte ein, den anderen Gruppen da-
rüber hinaus abgestufte Beteiligungsrechte. Die 
Universität war staatlich privilegiert, geschützt 
und fi nanziert; sie bot den Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern ein hohes Maß an akade-
mischer Freiheit sowie ein sehr weitgehendes 
Selbstergänzungsrecht. In den meisten westlichen 
Industriestaaten ist in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten der staatliche Einfl uss allerdings 
deutlich zugunsten einer Stärkung der institu-
tionellen Entscheidungskompetenzen in den 
Hochschulen selbst reduziert worden. Damit gin-
gen Veränderungen in der Hochschulfi nanzie-
rung einher (unter anderem durch neue Finan-
zierungsquellen in Form von Sponsoring und 
Studiengebühren sowie veränderte Allokations-
verfahren), und es kam zu einer Etablierung von 
Verfahren der externen Qualitätssicherung wie 
Evaluation oder Akkreditierung. In der Regel ha-
ben externe Veränderungen im Verhältnis zwi-
schen Staat und Hochschule auch interne Reor-
ganisationsprozesse zur Folge. Bei der Betrach-
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tung der internationalen Entwicklungen ist aller-
dings zu beachten, dass innerhalb dieses Musters 
vielfältige nationale Unterschiede bestehen, so 
dass zwar ein ähnlicher Trend, aber kein einheit-
liches Modell konstatiert werden kann (Enders 
u.a. 2006a, 2006b, 2006c, 2006d; OECD 2008).

Die Ausweitung der Entscheidungskompe-
tenzen der Hochschulen ist auch in Deutschland 
eine Leitlinie der Veränderung. Bei allen Unter-
schieden zwischen den Bundesländern und den 
verschiedenen Aufgabenbereichen der Hoch-
schulen ist der Begriff der Hochschulautonomie 
durchgehend leitend für den Diskurs. Beispiele 
hierfür sind eine Flexibilisierung der Hochschul-
haushalte, neue Formen der Rechenschaftslegung 
und neue Rechtsformen wie Stiftungsuniver si-
täten. Von hoher Bedeutung sind weiterhin Maß-
nahmen wie Hochschulverträge und Zielverein-
barungen, die aber in der Praxis häufi g eine man-
gelhafte Verbindlichkeit aufweisen. Eine wach-
sende Bedeutung kommt auch neuen Gremien 
zu, beispielsweise Hochschulräten, denen teilwei-
se weitreichende Befugnisse zuerkannt werden. 
Hochschulexterne Akteure spielen in diesen Rä-
ten eine herausgehobene Rolle. Im Modell der 
„managerial university“ kulminieren die sich ge-
genseitig verstärkenden Prozesse einer Übertra-
gung staatlicher Aufgaben auf die Ebene der 
Hochschule (und hier insbesondere der Hoch-
schulleitung): Es fi ndet eine Stärkung der exekuti-
ven Funktionen des Hochschulmanagements mit 
der Folge der Herausbildung einer „neuen Ma-
nagementklasse“ statt. Die Aufgaben des Hoch-
schulmanagements verschieben sich weg von der 
dienstleistungsorientierten Unterstützung von 
Forschung, Studium und Lehre hin zu einer ak-
tiven Steuerung der gesamten Institution ein-
schließlich des akademischen Bereichs. Hinzu 
kommt insgesamt eine wachsende Bedeutung 
ökonomischer Rationalität in der Hochschul-
steuerung (Wolter 2007). Die Veränderung betrifft 
gleichermaßen die Leitungsebenen in der Ver-
waltung wie die alltäglichen Abläufe bei den 
Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern.

Die deutliche Stärkung der Leitungsstruk-
turen in den Hochschulen führt zu einem er-
heblichen Bedeutungsverlust der traditionellen 
Hochschulgremien und der Statusgruppen hin-

sichtlich Mitbestimmungs- und Gestaltungsmög-
lichkeiten. Gleichzeitig hat sich der Einfl uss ein-
zelner Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
aufgrund der gewachsenen Möglichkeiten, die 
sich aus direkten Verhandlungen mit den Lei-
tungsorganen ergeben können, deutlich vergrö-
ßert. 

2.2 Veränderungen bei der Studienstruktur  
 unter dem Leitmotiv des „Bologna-  
 Prozesses“

Parallel zu den genannten weitreichenden Ver-
änderungen bei der Hochschulsteuerung, der 
Hochschulfi nanzierung und der Beschäftigungs-
situation an Hochschulen vollzieht sich seit 1999 
mit dem Bologna-Prozess auch eine sehr weit-
gehende Veränderung der Studienstruktur und 
der Studienbedingungen an den deutschen Hoch-
schulen, die allerdings zum Teil bereits an ältere 
Reformkonzepte anknüpft. So sollen unter ande-
rem die gestufte Studien- und Abschlussstruktur 
zu einer höheren Vergleichbarkeit und einer bes-
seren Anerkennung der erworbenen Kompeten-
zen zwischen den teilnehmenden Staaten bei-
tragen. Der Bologna-Prozess verfolgt ebenso das 
Ziel einer Förderung der Mobilität, besonders der 
Studierenden (Reinalda/Kulesza 2005; Walter 
2006). 

Viele Ziele des Bologna-Prozesses, vor allem 
in Bezug auf eine bessere Vergleichbarkeit, eine 
Verbesserung der Berufsorientierung und des 
 Arbeitsmarktbezugs im Rahmen des Studiums 
 sowie eine höhere Mobilität sind wichtig und 
 unterstützenswert. Die bisherige Umsetzung des 
Bologna-Prozesses in Deutschland ist aus Sicht 
vieler Beteiligter allerdings eher unbefriedigend. 
Vielfach beschränkt sich die Reform auf eine 
schematische Einführung der gestuften Studien-
gänge und eine bürokratische Gestaltung der 
Qualitätssicherung. Beispiele für einen erfolg-
reichen Beitrag zu einer qualitativen Studien-
reform sind nur vereinzelt zu beobachten. Eine 
Ursache hierfür ist die Überlagerung der mit 
„ Bologna“ verbundenen europäischen Ziele 
durch weitere Ziele, die sich aus der im Großen 
und Ganzen ausgebliebenen oder auf halbem 
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Wege steckengebliebenen Studienreform der letz-
ten Jahrzehnte ergeben hat. Von zentraler Be-
deutung sind hierbei die Studiendauer und das 
durchschnittliche Alter der Absolventinnen und 
Absolventen. Diese beiden Aspekte haben ge-
meinsam mit der Forderung nach einem stär-
keren Praxisbezug des Studiums die Reformdis-
kussion der 1990er Jahre deutlich dominiert. Eine 
Lösung für die wahrgenommenen Probleme wur-
de allerdings nicht in einer inhaltlichen Studien-
reform gesehen, sondern in der Absenkung der 
Regelstudienzeit durch die Einführung der Bache-
lorstudiengänge. Aufgrund dieses weit verbrei-
teten eher technischen Reformverständnisses 
werden die positiven Potenziale des Bologna-Pro-
zesses vor allem in Deutschland nur eingeschränkt 
genutzt (Schimank 2009; Banscherus 2007). 

Durch die häufi g sehr kleinteilige Ausgestal-
tung der Module und dem daraus resultierenden 
hohen Prüfungsaufwand – für die Studierenden, 
aber auch für die Lehrenden – verändert sich auch 
die Praxis des Lehrens und Lernens an den Hoch-
schulen: Aus der wissenschaftlichen Lehre wird 
so zunehmend die Prüfung von Detailwissen. Auf 
diese Weise führt die Umsetzung des Bologna-
Prozesses zu einem erheblichen Verwaltungs- und 
Arbeitsaufwand für alle Beteiligten – vor allem für 
das wissenschaftliche und administrative Perso-
nal. Insbesondere die „Leistungspunktebuch-
haltung“ infolge der gewachsenen Bedeutung 
von studienbegleitenden Prüfungen führt in der 
Praxis – trotz, aus Sicht der Betroffenen teilweise 
eher wegen der EDV-Unterstützung – vielerorts 
zu gestiegenem Arbeitsaufwand.

2.3 Veränderungen bei der 
 Forschungsförderung

Der Wettbewerb im Bereich der Forschungsförde-
rung hat sich in den vergangenen Jahren deutlich 
verstärkt. Die sinkende Grundfi nanzierung sorgt 
dafür, dass immer mehr Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler auf dem Feld der Drittmittel 
konkurrieren. Obwohl die deutsche Universität 
schon immer stark forschungsorientiert war, hat 
die Bedeutung der Forschung als Reputations- 

und Wettbewerbsfaktor weiter zugenommen. So 
hat die von Bund und Ländern gemeinsam durch-
geführte Exzellenzinitiative seit 2005 den Wett-
bewerb in der Forschungsförderung zwischen den 
Universitäten weiter angeheizt, indem in diesem 
Wettbewerb die Universitäten als Organisationen 
– und nicht, wie in der herkömmlichen For-
schungsförderung, individuelle Forscherinnen 
und Forscher – um ein Gesamtbudget von zu-
sätzlichen 1,9 Mrd. Euro konkurrierten. Für die 
zweite Phase der Exzellenzinitiative wurde dieser 
Betrag auf 2,7 Mrd. Euro aufgestockt. Dieser 
 Wettbewerb hat bislang dazu geführt, dass im 
We sentlichen der bisherige Status quo bei der 
Drittmittelverteilung fortgeschrieben und zu-
sätzlich legitimiert wurde – so fanden sich acht 
der aus gezeichneten neun „Exzellenz-Univer-
sitäten“ bereits unter den ersten zehn Hoch-
schulen des DFG-Förderrankings aus dem Jahre 
2006. Wei terhin fi nden sich an sieben der acht 
Hochschulstandorte mehrere Institute von min-
destens drei der vier großen Forschungsorgani-
sationen (Max-Planck-Gesellschaft, Helmholtz- 
Gemeinschaft, Leib  niz-Gemeinschaft, Fraunhofer-
Gesellschaft). Die Exzellenzinitiative wurde denn 
auch insbesondere von den „Verlierern“ als Kon-
kurrenz ganzer Wissenschaftsstandorte gesehen, 
in denen Universitäten in einem großstädtischen 
Umfeld, umringt von außeruniversitären For-
schungsinstituten und F&E-starken Industrieun-
ternehmen erhebliche Wettbewerbsvorteile hat-
ten (Böhlke u.a. 2009, DFG 2006, Hornbostel/  Si-
mon/Heise 2008). Weitere wettbewerbliche Steu-
e rungsinstrumente im Bereich der Forschungs-
förderung sind neben der leistungsorientierten 
Mittelzuweisung auch Zielvereinbarungen oder 
Zuschüsse für eingeworbene Drittmittel. Auch die 
Neuregelung der Professorenbesoldung durch 
den Bund liegt auf der Linie einer Wettbewerbs-
intensivierung durch stärkere Leistungsanreize 
(siehe Kap. 2.4). Die skizzierten Maßnahmen 
bringen erhebliche Verwaltungs- und Steuerungs-
aufgaben mit sich. Beispiele hierfür fi nden sich 
vor allem im Bereich der Mittel- und Stellenbe-
wirtschaf-tung, aber auch bei den nun erforder-
lichen „Evaluationsmaßnahmen“, die vielerorts 
sehr technisch ausgestaltet sind. 
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2.4 Veränderungen beim Arbeits- und   
 Dienstrecht

Auch im Bereich des Arbeits- und Dienstrechtes 
gibt es neue Regelungen mit bedeutenden Aus-
wirkungen. Sie betreffen insbesondere die Be-
schäftigungsform, aber auch die Entlohnung. Für 
die Professorinnen und Professoren liegen die 
gravierendsten Veränderungen sicherlich in der 
Umstellung von der C- auf die W-Besoldung. 
Während für bereits berufene Professorinnen und 
Professoren weiterhin die C-Besoldung gültig 
bleiben kann, werden Neuberufene nunmehr in 
die Gehaltsstufen W2 und W3 eingeordnet. Die 
Gehaltsstufe W1 ist den Juniorprofessorinnen 
und -professoren vorbehalten. Zwei Elemente des 
neuen Besoldungsrechts sind von herausgeho-
bener Bedeutung. Zum einen gibt es keinen Auf-
stieg nach Altersstufen mehr; zum anderen wird 
die Professorenbesoldung aufgeteilt in ein Grund-
gehalt und eine Leistungskomponente. Solche 
Leistungszulagen sind möglich für die Übernah-
me von administrativen Aufgaben (Rektor/in, 
Prorektor/in, Dekan/in), für Drittmitteleinwer-
bung (durch den Drittmittelgeber), für besondere 
Leistungen in Lehre, Forschung, Nachwuchsför-
derung, Weiterbildung und Kunst, sowie im Rah-
men von Berufungs- oder Bleibeverhandlungen 
(Böhlke u.a. 2009). 

Für die nicht-professoralen wissenschaftli-
chen Beschäftigten hat das Wissenschaftszeitver-
tragsgesetz (WissZeitVG) weitreichende Auswir-
kungen. Es regelt die Möglichkeit, Arbeitsverträge 
in der Wissenschaft zu befristen. Dies ist von be-
sonderer Bedeutung, da die Befristung von Ar-
beitsverhältnissen immer auch disziplinierend 
wirkt. Einerseits setzt sie die Beschäftigten einem 
kontinuierlichen Produktivitätsdruck aus und 
andererseits stellt Befristung auch ein konkretes 
Hindernis dar, sich gegen die eigenen Arbeits-
bedingungen zu wehren und sich in Interessen-
vertretungen zu engagieren. 

Der formale Anlass für ein eigenständiges 
WissZeitVG, das wesentliche Regelungen des 
Hochschulrahmengesetzes (HRG) aufgreift, war 
die Föderalismusreform, die im September 2006 
in Kraft trat: Durch die Neuregelungen wurde die 

Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes 
aufgehoben, was auch das Hochschulrahmenge-
setz (HRG) in weiten Teilen obsolet machte. Eine 
Ausnahme bildet jedoch das hochschulische Ar-
beitsrecht. Hier ist eine Regelung durch den Bund 
weiterhin notwendig. Zu diesem Zweck wurde 
das WissZeitVG geschaffen, das seit April 2007 
gültig ist und die Regelungen des ‚alten‘ HRG 
 ablöst. Im Gegensatz zu diesem hat es zum Teil 
erhebliche Veränderungen bei den Befristungen 
gebracht. Gegenüber der relativ strikten HRG-
Grenze von maximal zwölf Jahren (bzw. 15 Jah-
ren in der Medizin), während derer eine Wissen-
schaftlerin oder ein Wissenschaftler ohne beson-
deren Grund befristet beschäftigt werden konnte, 
führt das WissZeitVG eine prinzipiell unbegrenz-
te Befristungsdauer ein, die allerdings an eine 
Drittmittelfi nanzierung gebunden ist (Steinhei-
mer 2007).

Finanziert sich eine Beschäftigung zum über-
wiegenden Teil aus solchen Mitteln, dann kann 
eine Wissenschaftlerin oder ein Wissenschaftler 
auch nach Überschreiten der Zwölf-Jahres-Frist 
weiter befristet an der Hochschule arbeiten. Diese 
Möglichkeit ist nach dem WissZeitVG aber nicht 
auf die wissenschaftlich Beschäftigten be-
schränkt, sondern kann prinzipiell auf alle Per-
sonen angewandt werden, auf die das Drittmit-
telkriterium zutrifft. Insbesondere dieser letzte 
Aspekt bedeutet eine erhebliche Veränderung für 
den Arbeitsplatz Hochschule, denn im Gegensatz 
zum wissenschaftlichen Bereich waren Technik 
und Verwaltung bisher eher auf Dauerbeschäf-
tigungsverhältnisse ausgerichtet. Mit dem Wiss-
ZeitVG wurde für das nichtwissenschaftliche Per-
sonal erst- und einmalig eine von dem für alle 
anderen privaten und öffentlichen Bereiche gel-
tenden Arbeitsrecht abweichende gesetzliche 
Möglichkeit für die Befristung von Arbeitsverträ-
gen erlassen.

Flexible Beschäftigung und individuelle 
Leistungsanreize – das sind die Grundelemente 
der Veränderungen im Arbeits- und Dienstrecht. 
Dafür werden – an den Hochschulen wie in vie-
len anderen Bereichen des öffentlichen Dienstes 
– traditionelle Prinzipien, etwa die altersabhän-
gige Bezahlung, aufgegeben. Mit diesem Rich-
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tungswechsel verbindet sich, nicht nur seitens 
der Befürworter der „unternehmerischen Hoch-
schule“, die Erwartung, über materielle Anreize 
Hochschulen fl exibler steuern zu können. 

2.5 Veränderungen beim Berichtswesen   
 sowie der internen und externen   
 Rechnungslegung

Nicht nur zwischen dem jeweiligen Bundesland 
und seinen Hochschulen, sondern auch inner-
halb der Universitäten und Fachhochschulen 
greifen die Prinzipien einer neuen Orientierung 
auf den Output der Wissenschaftseinrichtungen. 
Der Weg zu einer über Leistung und ihre Messung 
gesteuerten Hochschule führt ganz wesentlich 
über die Hochschulhaushalte, also über fi nan-
zielle Ressourcen und deren Verwaltung. In ver-
schiedenen Ausprägungen haben sich die Länder 
daher in der vergangenen Dekade von detaillier-
ten kameralistischen Haushaltsanschlägen ver-
abschiedet und sie durch globalisierte Mittel-
zuweisungen ersetzt, die von den Hochschulen 
weitgehend selbst verwaltet werden. Diese Verän-
derung hat einen Wandel in der Rechenschafts-
legung über Budgetverwendung und erzielte 
Leistungen zur Folge. Die Kostenrechnung hat 
dabei die Aufgabe, den Ressourceneinsatz abzu-
bilden, die Leistungsrechnung soll die Ergebnisse 
der Lehre, der Forschung und der sonstigen 
Dienstleistungen im Hochschulbereich nachvoll-
ziehen. In der Gegenüberstellung des Mittelein-
satzes auf der einen Seite und der erzielten Ergeb-
nisse auf der anderen Seite soll sich spiegeln, wie 
wirtschaftlich und effektiv die Hochschule sowie 
ihre Teileinheiten arbeiten. Diese und weitere 
Maßnahmen machen das Berichtswesen der 
„ unternehmerischen Hochschule“ aus, das sich 
erheblich von der kameralistischen Rechnungs-
legung vergangener Tage unterscheidet. Kaum 
eine Hochschule kommt noch ohne eine Con-
trolling-Abteilung aus, die für Steuerungsprozesse 
durch Leitungsorgane innerhalb der Hochschule, 
aber auch durch das Land, Informationen zur 
Verfügung stellt. Hinzu kommt, dass auf diese 
Weise auch ein Beitrag geleistet werden soll zur 

unentbehrlichen Rechenschaftslegung der Hoch-
schulen gegenüber dem – nach wie vor in erster 
Linie staatlichen – Mittelgeber. Dokumentation 
und Autonomie sind somit in gewisser Weise 
‚zwei Seiten einer Medaille‘, es gilt jedoch, das 
richtige Maß und die richtigen Instrumente zu 
fi nden. Denn so richtig die Idee der Rechen-
schaftslegung gegenüber Staat, Öffentlichkeit 
und Gesellschaft ist, es bleibt doch die Frage, ob 
der schwerpunktmäßige Einsatz von betriebs-
wirtschaftlich inspirierten Controllinginstrumen-
ten geeignet ist für die Hochschule als öffentlich 
verantworteter Ort der Wissenschaft.

Gravierende Veränderungen aus der Umstel-
lung auf ein betriebswirtschaftliches Rechnungs-
wesen ergeben sich für die Beschäftigten in der 
Verwaltung. Sie müssen Mittel und Positionen, 
die früher voneinander getrennt verwaltet wur-
den, in ein gemeinsames System bringen, was zu-
mindest potenziell die Transparenz erhöht, aber 
einen erheblichen Aufwand mit sich bringt. Zu-
dem werden sie seitens der Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler als Exekutoren des neuen 
Berichtswesens auch für dessen Probleme verant-
wortlich gemacht. Die markanteste Schwierigkeit 
besteht sicherlich darin, dass eine simple Erfolgs-
messung, wie sie in der Leistungsrechnung pri-
vatwirtschaftlicher Unternehmen durch die Posi-
tion des Unternehmens auf dem Markt gegeben 
ist, im wissenschaftlichen Bereich nur sehr ein-
geschränkt möglich ist. Das führt zu der Frage, 
wie ein wissenschaftlicher Output, ein For-
schungsergebnis oder die Ausbildung von Stu-
dierenden zu quantifi zieren ist und warum be-
stimmte Wirkungsaspekte in die Leistungsmes-
sung einbezogen werden, andere aber nicht; 
letztlich also zu der Frage, wie die Qualität der 
Wissenschaft gemessen werden kann. Bei der 
Ausgestaltung von Berichtssystemen kommt es 
immer wieder zu Widersprüchen und Spannun-
gen zwischen der ökonomischen Rationalität, die 
in erster Linie an monetären Größen orientiert 
ist, und dem wissenschaftlichen Qualitätsver-
ständnis, das sich vor allem an der nicht-mone-
tären und schlecht zu quantifi zierenden Größe 
der wissenschaftlichen Reputation orientiert.
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Abbildung 1:

Öffentliche Hochschulausgaben in Mrd. € 1995 – 2005
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Quelle: Bildungsfi nanzbericht 2008, 41.
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Ein grundlegender Konsens über ein Indika-
torsystem scheint also kaum herstellbar. Dessen 
ungeachtet steuern die eingeführten Systeme wis-
senschaftliche Arbeit. Aktivitäten, die einzelnen 
durchaus sinnvoll scheinen, werden – so sie nicht 
über Indikatoren eingefangen werden – entwer-
tet. Solche Prozesse tragen zu erheblichen Span-
nungen in den Hochschulen bei, auch zwischen 
der Gruppe der Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler und den ausführenden Teilen der 
Verwaltung.

2.6 Veränderung der materiellen 
 Rahmenbedingungen

Neben oder möglicherweise noch vor allen Re-
formen der internen und externen Hochschul-
steuerung wirkt sich die Ressourcenbasis der 
Hochschulen auf die Arbeits- und Beschäfti gungs-
bedingungen aus. Die Finanzierung der Hoch-
schulen ist entsprechend der föderalisti schen Bil-
dungsstruktur vor allem Ländersache. 90% der 

insgesamt 18,4 Mrd. Euro, die die öffentliche 
Hand 2005 für die Hochschulen aufgewandt hat, 
kamen aus den Länderhaushalten. Damit gaben 
die öffentlichen Haushalte insgesamt rund 1,6% 
bzw. 0,3 Mrd. Euro mehr als im Vorjahr für 
 Hochschulen aus. Im Vergleich zum Jahr 1995 
(16,2 Mrd. Euro) wurden die Ausgaben aller öf-
fentlichen Haushalte sogar um 13,5% erhöht 
(Abb. 1). 

Diese auf den ersten Blick beeindruckend 
wirkende Steigerung relativiert sich, wenn man 
sie in Bezug zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
setzt. 2005 wurden in Deutschland nach Maßga-
be der OECD-Statistik 5,1% des BIP für öffentli-
che und private Bildungseinrichtungen ausge-
geben. In Relation zur wirtschaftlichen Stärke 
waren die Ausgaben in Deutschland damit deut-
lich niedriger als im OECD-Durchschnitt (5,8%). 
Während andere Industriestaaten ihre Bildungs-
ausgaben in Relation zum BIP seit 1995 teils kräf-
tig gesteigert haben, ging der BIP-Anteil in 
Deutschland um 0,3% zurück (vgl. Bildungsfi -
nanzbericht 2008: 40).
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Zur gleichen Zeit ist jedoch die Zahl der Stu-
dierenden deutlich angewachsen. Im Jahr 2007 
waren gut 2,0 Mio. Personen an den deutschen 
Hochschulen eingeschrieben, gegenüber 1,8 Mio. 
noch im Jahr 2000. Das bedeutet einen Zuwachs 
um 10%. Mittlerweile beginnen zudem deutlich 
mehr als ein Drittel eines Altersjahrgangs ein 
 Studium (Tab. 1). Die Aufgaben der Hochschulen 
sind also deutlich gewachsen, die zur Verfügung 
stehenden Ressourcen hielten damit jedoch nicht 
Schritt.

Besonders beim Volumen der Beschäftigung 
zeigt sich ein schrittweiser Schwund der Ressour-
cenausstattung. Im Vergleich zum Jahr 1995 ist 
die Zahl der an Hochschulen beschäftigten Per-
sonen um 5% gestiegen. In der gleichen Zeit hat 
sich allerdings das Volumen von Beschäftigung 
in Vollzeitäquivalenten (VZÄ) um 4% verringert 
(vgl. Bildungsbericht 2008, 121). Besonders vom 

Abbau betroffen ist das Personal in Verwaltung 
und Technik. Das Volumen der wissenschaftlich 
und künstlerisch Beschäftigten ist demgegenüber 
leicht angewachsen (Tab. 2).

Im Bezug auf das gesamte wissenschaftliche 
und künstlerische Personal haben also die Be-
schäftigtenzahlen mit dem Wachstum an Stu-
dierenden insgesamt betrachtet schrittgehalten. 
Allerdings ist zu berücksichtigen, dass im glei-
chen Zeitraum die Umstellung auf die Bachelor-/
Master-Abschlüsse erfolgt ist. In vielen Diszipli-
nen geht dies mit einer Intensivierung der Lehr-
anforderungen im Grundlagenbereich einher,  
die zu gewachsenen Arbeitsbelastungen für die 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im 
Lehrbereich geführt haben dürfte. Nimmt man 
die Betreuungsrelation im Bereich der Professo-
rinnen und Professoren hinzu, so wird das Bild 
deutlicher (Tab. 3).

Tabelle 1:

Entwicklung Studierende/Studienanfängerinnen und -anfänger

Quelle: Statistisches Bundesamt (2008 vorläufi ge Schätzung).

Jahr Studierende
Studienanfänger und 

-anfängerinnen

Studienanfänger 

-Quote

2000 1.799.338 314.956 33,5

2001 1.868.666 344.830 36,1

2002 1.939.233 358.946 37,1

2003 2.019.831 377.504 38,9

2004 1.963.598 358.870 37,1

2005 1.986.106 356.076 37,0

2006 1.979.445 344.967 35,7

2007 1.941.763 361.459 37,1

2008 2.009.776 385.508 39,3
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Tabelle 2:

Studierende bezogen auf das wissenschaftliche und künstlerische Personal (Beschäftigungsvolumen 

in Vollzeitäquivalenten)* 2002, 2005 und 2006** nach Art der Hochschule und Fächergruppen***

*  Nur Grundmittelpersonal des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals ohne Gastprofessoren, 
 Emeriti und studentische Hilfskräfte
**  Jeweils Wintersemester
*** Organisatorische Zugehörigkeit
1)  Universitäten einschließlich Gesamthochschulen, Pädagogische und Theologische Hochschulen sowie Kunsthochschulen
2) Humanmedizin/Gesundheitswissenschaften und Veterinärmedizin
3) Ohne Verwaltungsfachhochschulen. In Klammern: Betreuungsrelationen unter Berücksichtigung des höheren Lehr-
 deputats der Fachhochschulprofessoren, das hier mit dem doppelten der Universitätsprofessoren angesetzt wird. 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Hochschulstatistik
Quelle: Bildungsbericht 2008, 296.

Art der Hochschule 

und Fächergruppe

2002 2005 2006

Wiss. Personal 

in Vollzeit-

äquivalenten 

(VZÄ)

Studie-

rende 

pro 

VZÄ

Wiss. Personal 

in Vollzeit-

äquivalenten 

(VZÄ)

Studie-

rende 

pro 

VZÄ

Wiss. Personal 

in Vollzeit-

äquivalenten 

(VZÄ)

Studie-

rende 

pro 

VZÄ

Insgesamt 128.941 15 127.042 16 127.533 16

Universitäten1) 106.845 13 104.134 14 105.315 13

Universitäten (ohne Medizin)1) 2) 72.792 18 72.321 18 71.723 18

Fachhochschulen3) 19.869 24 (15) 20.794 26 (16) 20.225 27 (16)

 Universitäten1)

Sprach- und Kulturwissenschaften 16.877 25 16.221 25 16.230 25

Rechts-, Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaften
10.604 36 10.685 34 10.640 34

Mathematik, Naturwissenschaften 20.750 13 21.079 14 20.673 14

Agrar-, Forst- und 

Ernährungswissenschaften
1.829 11 1.666 13 1.666 13

Ingenieurwissenschaften 10.950 12 10.796 13 10.504 13

Kunst, Kunstwissenschaft 5.549 12 5.623 11 5.615 11

Medizin2) 34.053 3 31.813 3 33.592 3

 Fachhochschulen3)

Sprach- und Kulturwissenschaften 654 17 (12) 715 19 (13) 698 21 (15)

Rechts-, Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaften
6.510 31 (20) 6.903 32 (20) 6.889 33 (21)

Mathematik, Naturwissenschaften 1.992 30 (17) 2.280 30 (17) 2.177 31 (18)

Agrar-, Forst- und 

Ernährungswissenschaften
756 21 (13) 785 23 (14) 805 22 (13)

Ingenieurwissenschaften 8.351 21 (12) 8.341 23 (13) 7.871 24 (14)

Kunst, Kunstwissenschaft 932  19 (12) 910 20 (12) 860 21 (13)
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Tabelle 3:

Studierende pro Professur* 2000, 2005 und 2006 nach Fächergruppen und Art der Hochschule

*  Organisatorische Zugehörigkeit

1)  Universitäten einschließlich Gesamthochschulen, Pädagogische und Theologische Hochschulen sowie Kunsthochschulen
2)   Ohne Verwaltungsfachhochschulen

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Hochschulstatistik
Quelle: Bildungsbericht 2008, 296.

Fächergruppe
Universitäten1) Fachhochschulen2)

2000 2005 2006 2000 2005 2006

 Studierende je Professor in Vollzeitäquivalenten

Sprach- und Kulturwiss. 74 81 81 34 40 42

Sport 123 145 149 – – –

Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwiss. 115 112 109 46 52 53

Mathematik, Naturwiss. 44 50 51 34 41 42

Humanmedizin, Gesundheitswiss. 29 33 34 – 108 109

Veterinärmed. 38 44 45 – – –

Agrar-, Forst- und Ernährungswiss. 40 47 49 29 35 34

Ingenieurwiss. 49 57 56 25 32 32

Kunst, Kunstwiss. 26 26 25 28 31 32

Insgesamt 57 61 62 33 40 41

Die Zahl der Professuren insgesamt ist über 
die vergangenen zehn Jahre weitgehend stabil ge-
blieben (etwa 38.000, vgl. Tab. 3). Allerdings hat 
es eine Verschiebung gegeben zwischen Univer-
sitäten, wo im Vergleich mit 1997 1.160 Profes-
sorenstellen abgebaut wurden, und Fachhoch-
schulen, die im gleichen Zeitraum 1.300 hinzu ge-
wannen (vgl. Bildungsbericht 2008, 122). Dessen 
ungeachtet zeigt sich, dass – unabhängig von der 
Hochschulform – die Relation von Studierenden 
zu Professuren schlechter geworden ist. Lediglich 
im rechts- und sozialwissenschaftlichen Bereich 
an Universitäten hat es eine gegenläufi ge Ent-
wicklung gegeben. Allerdings kommen in diesen 
Fächern traditionell die weitaus meisten Studie-
renden auf eine Professur, so dass hier nur eine 
geringfügige Entlastung zu sehen ist. 

Versucht man über die Lehre und lehrbe-
zogenen Aufgaben (Prüfungen, Studienberatung) 

hinaus die Entwicklung der materiellen Rahmen-
bedingungen einzuschätzen, so fehlt es vielfach 
an belastbaren Daten. Fest steht aber, dass es 
 einen Zuwachs an Aufgaben z.B. in der Qualitäts-
sicherung und Leistungsdokumentation gegeben 
hat (siehe Kap. 2.5). Die Ressourcen, die zur Ver-
fügung stehen, um diesen Anstieg zu bewältigen, 
sind hingegen nicht im gleichen Maß mitgewach-
sen. Das Beispiel der Betreuungsrelation, das sich 
ohne große Schwierigkeiten auf die Situation in 
Vor lesungen und Seminaren, Prüfungs- und Ver-
waltungsaufwand spiegeln lässt, zeigt, dass sich 
daraus unmittelbare Folgen für die Arbeitsbedin-
gungen aller Beschäftigtengruppen ergeben. Was 
dies für eine Hochschule bedeutet, die künftig 
noch mehr Studierende in kürzerer Zeit zu einem 
Abschluss bringen soll, muss dringend refl ektiert 
werden. Dies ist aber bisher bestenfalls in An-
sätzen der Fall.

23
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2.7 Kooperative Wissenschaft unter 
 Konkurrenzdruck: Grundlegende   
 Dimensionen aktueller Hochschulrefor-  
 men für den Arbeitsplatz Hochschule

Es ist deutlich geworden, dass die Reformmaß-
nahmen sich zwar sehr unterschiedlich, aber 
durchweg intensiv auf die Arbeitsrealität der 
Hochschulbeschäftigten auswirken. Die verän-
derte Studienstruktur bringt neue, vielfach ge-
wachsene Anforderungen in der Lehre, im Be-
reich der Prüfung, aber auch der Studienverwal-
tung mit sich. Im Bereich der Forschung erzeugt 
der ungebrochene Bedeutungszuwachs von Dritt-
mitteln umfangreiche Veränderungen bei den 
 Arbeitsabläufen. Das betrifft mittelfristige Pla-
nungen ebenso wie alltägliche Tätigkeiten über 
einzelne Beschäftigtengruppen hinaus. Insbe-
sondere Drittmittelprojekte zeigen schließlich, 
dass moderne Forschungsprozesse ohne die Mit-
wirkung aller Beschäftigtengruppen nicht mehr 
denkbar sind, denn wissenschaftliche, technische 
und Verwaltungsabläufe sind bei deren Durch-
führung so ineinander verwoben, dass Grenzen 
zwischen diesen Bereichen verschwimmen. Leis-
tungsparameter, die in einer solchen Situation 
den einen Gratifi kationen bringen, während an-
dere leer ausgehen, obwohl sie vielleicht wichtige 
Leistungen erbracht haben, die aber gar nicht ge-
messen wurden, können die Zusammenarbeit in 
solchen Teams nachhaltig belasten. Insbesondere 
die realen Beiträge der Verwaltungsbeschäftigten 
sind auf der Basis der formalen Arbeitsplatzbe-
schreibungen kaum erfassbar.

Die Auswirkungen dieser Entwicklungen auf 
die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen sind 
im Einzelnen noch nicht klar abzusehen. Unter-
nehmerische Prinzipien bestimmen nicht alleine 
darüber, wie eine Hochschule gelenkt wird. Ande-
re Elemente, wie staatlicher Einfl uss und kollegi-
ale Traditionen, sind noch immer wirksam und 
werden voraussichtlich niemals völlig in der „un-
ternehmerischen Hochschule“ aufgehen. Den-
noch werden derzeit umfangreiche Konkurrenz-
mechanismen in Gang gesetzt, die sich wesent-
lich von dem Wettbewerb um Anerkennung und 
Reputation unterscheiden, der schon immer in 
der Wissenschaft zu fi nden war. Dabei ging und 
geht es stets auch um Ressourcen. Nun allerdings 
erzeugen Steuerungsinstrumente, die unmittelbar 
an materielle Ressourcen gekoppelt sind – wie 
Drittmittel und Leistungslohnkomponenten – im 
Verbund mit den knappen Grundmitteln eine 
Konkurrenz, die nur noch Gewinner und Verlie-
rer kennt und bei der die Verliererzone häufi g 
schon auf dem zweiten Platz beginnt. Für die ko-
operativen Grundlagen der wissenschaftlichen 
Arbeit an Hochschulen kann dies nicht ohne 
Konsequenzen bleiben. Das gilt umso mehr, als 
die Konkurrenzmechanismen zwischen Beschäf-
tigtengruppen neue Spannungen erzeugen kön-
nen, wie wir am Beispiel der Rechnungslegung 
und der Leistungsentlohnung beschrieben ha-
ben. Es ist fraglich, ob die Beschäftigten in diesem 
Klima Veränderungsprozesse als ihr eigenes An-
liegen begreifen. Ohne die Bereitschaft relevanter 
Teile der „Belegschaft“ wird die Hochschule je-
doch weder fl exibler noch innovativer werden. 
Diese Dimensionen der Veränderung gilt es im 
Folgenden auf die zentralen Beschäftigtengrup-
pen zu beziehen.
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3. Arbeitsbedingungen an Universitäten und Fachhochschulen

3.1 Grundlegende Entwicklungen von   
 Beschäftigung an Hochschulen

Im Jahr 2006 arbeiteten mehr als eine halbe Mil-
lion Personen an den deutschen Hochschulen. 
Zum Vergleich: Der SIEMENS-Konzern hat im 
Jahr 2008 in Deutschland nach eigenen Anga -
ben 133.000 Personen beschäftigt, bei der Deut-
schen Bahn waren es rund 237.000 Menschen. 
Der Volkswagen-Konzern hatte 2007 rund 
329.000 Beschäftigte – weltweit. Der Arbeitsplatz 
Hochschule ist also schon rein quantitativ von 
großer Bedeutung (siehe Tab. 4 auf Seite 26).

Betrachtet man das gesamte Beschäftigungs-
feld, so zeichnen sich im Verlauf der letzten Jahre 
Veränderungen ab, die in deutlicher Beziehung 
zu den Prozessen stehen, die wir im vorangegan-
genen Kapitel dargestellt haben. So ist im Ver-
gleich zum Jahr 2000 die Zahl der Beschäftigten 
um 3% angestiegen. Die Zahl der Vollzeitstellen-
äquivalente (VZÄ), also das Volumen von Beschäf-
tigung, das dadurch repräsentiert wird, ist jedoch 
im gleichen Zeitraum um 3% gesunken. Dies ist 
auf zwei Prozesse zurückzuführen. Zum einen ar-
beiten inzwischen weniger Personen in Technik 
und Verwaltung (5,4 % weniger in 2006 ggü. 
2000). Noch stärker als die Zahl der Beschäftigten 
in diesem Bereich ist aber die Zahl der VZÄ ge-
schrumpft, nämlich um 9 %. Auf den ersten Blick 
gegenläufi g ist die Entwicklung bei den wissen-
schaftlich Beschäftigten. Gegenüber 219.296 im 
Jahr 2000 arbeiteten sechs Jahre später 248.938 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an 
den Hochschulen, was ein Wachstum von 13,5% 
bedeutet. Das Beschäftigungsvolumen ist aber 
gleichzeitig nur um 5,5% angewachsen (2000: 
150.855 VZÄ; 2006: 159.080 VZÄ). Nimmt man 
bei den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern zudem die knapp 39.000 Professuren aus, die 
fast immer eine volle Stelle bedeuten, so wird der 
Trend zur Teilzeitbeschäftigung für die übrigen 
wissenschaftlich Beschäftigten noch deutlicher.

Mit geringen Abweichungen zwischen Uni-
versitäten und Fachhochschulen7 zeigen sich 
deutliche Trends im Beschäftigungsfeld Hoch-
schule:
• Der Anteil des Personals in Technik und Ver-

waltung ist rückläufi g.
• Die Zahl der Wissenschaftlerinnen und Wis-

senschaftler unterhalb der Professur steigt, 
während die Zahl der Professorinnen und Pro-
fessoren stagniert.

• Sowohl bei wissenschaftlichen Beschäftigten 
(außerhalb der Professur) als auch in Technik 
und Verwaltung nimmt das Beschäftigungsvo-
lumen in Relation zur Gesamtzahl der Beschäf-
tigten ab.

Ein Zusammenhang dieser Tendenz mit der Res-
sourcenentwicklung (Kap. 2.6) und den Verände-
rungen in der Forschungsförderung (Drittmittel, 
siehe Kap. 2.3) ist wohl kaum von der Hand zu 
weisen. In jedem Fall kann die Entwicklung der 
Beschäftigung ihrerseits nicht ohne Auswirkun-
gen für die Reformprozesse bleiben. Die Umstruk-

7 Wir haben bereits darauf hingewiesen, dass die Zahl der Professorinnen und Professoren an den Fachhochschulen gegenüber den Uni-
versitäten relativ stark gestiegen ist. Gleiches gilt für die Zahl der sonstigen wissenschaftlichen Beschäftigten und – gegen den allgemei-
nen Trend – auch beim Personal in Technik und Verwaltung. Insgesamt haben die Fachhochschulen also erheblich an Personal hinzu-
gewonnen. In der Relation betrachtet sind gleichwohl noch immer fast 90% der Hochschulbeschäftigten an den Universitäten zu fi n-
den. In Übereinstimmung mit der allgemeinen Entwicklung ist der Anteil des wissenschaftlichen Personals an Fachhochschulen deut-
lich gestiegen und gerade in diesem Bereich konnte auch hier die Zahl von VZÄ nicht mit dem Wachstum an Personen schritthalten. 
Der Beschäftigungsaufbau an den FHs relativiert sich zudem, wenn man die Entwicklung der Betreuungsrelationen in die Betrachtung 
mit einbezieht (vgl. Tab. 2 u. 3), die kaum günstiger ist als an den Universitäten.
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Tabelle 4:

Hochschulpersonal* insgesamt 2000 bis 2006 nach Funktionen und Art der Hochschule

* Ohne studentische Hilfskräfte

1) Universitäten einschließlich Gesamthochschulen, Pädagogische und Theologische Hochschulen sowie Kunsthochschulen
2) Ohne Verwaltungsfachhochschulen

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Hochschulpersonalstatistik
Quelle: Bildungsbericht 2008, 259, Auszüge.

 

Gesamtpersonal

Wissenschaftliches 

und künstlerisches 

Personal

Nichtwissenschaft-

liches (Verwaltungs-, 

technisches und 

sonstiges) Personal

Anteil des nicht-

wissen schaftlichen 

Personals am

Personen 

insgesamt

Vollzeit-

äquiva-

lente

Personen 

insge-

samt

Vollzeit-

äquiva-

lente

Personen 

insgesamt

Vollzeit-

äquiva-

lente

Gesamt-

personal

Gesamtper-

sonal (Vollzeit-

äquivalente)

 Anzahl in %

Jahr Insgesamt

2000 488.660 381.703 219.296 150.855 269.364 230.848 55,1 60,5

2001 494.065 382.428 224.959 153.258 269.106 229.170 54,5 59,9

2002 501.482 387.829 231.542 158.106 269.940 229.723 53,8 59,2

2003 505.246 386.533 237.162 159.413 268.084 227.120 53,1 58,8

2004 499.181 374.302 236.375 155.706 262.806 218.596 52,6 58,4

2005 497.204 365.469 240.186 155.772 257.018 209.696 51,7 57,4

2006 503.876 369.250 248.938 159.080 254.938 210.169 50,6 56,9

 Universitäten1)

2000 430.162 342.582 181.085 129.454 249.077 213.128 57,9 62,2

2001 434.371 342.574 185.735 131.263 248.636 211.311 57,2 61,7

2002 438.730 346.594 189.503 134.949 249.227 211.645 56,8 61,1

2003 439.857 344.605 193.034 135.773 246.823 208.831 56,1 60,6

2004 433.367 332.209 192.018 131.821 241.349 200.387 55,7 60,3

2005 431.275 323.509 195.506 131.801 235.769 191.708 54,7 59,3

2006 436.503 326.786 203.427 135.018 233.076 191.768 53,4 58,7

 Fachhochschulen2)

2000 52.700 35.145 34.498 19.299 18.202 15.846 34,5 45,1

2001 53.999 35.939 35.537 19.880 18.462 16.059 34,2 44,7

2002 56.677 37.170 38.022 20.918 18.655 16.252 32,9 43,7

2003 59.348 37.883 40.096 21.374 19.252 16.510 32,4 43,6

2004 60.060 38.120 40.617 21.690 19.443 16.430 32,4 43,1

2005 60.580 38.143 41.264 21.859 19.316 16.284 31,9 42,7

2006 62.265 38.733 42.363 22.069 19.902 16.664 32,0 43,0
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turierung der Hochschulen selbst ist eine Arbeits-
aufgabe, die nach einer kooperativen Anstren-
gung der Beschäftigten verlangt. Sinkt in einer 
Hochzeit solcher Veränderungen relativ oder gar 
absolut das Beschäftigungsvolumen, so muss dies 
in die Umsetzung einbezogen werden. Nach allen 
Aussagen von Expertinnen und Experten, die wir 
befragt haben, geschieht dies bisher nur sehr sel-
ten. Trotz der skizzierten Entwicklung sind noch 
immer mehr als die Hälfte aller Hochschulbe-
schäftigten in der Verwaltung oder in technischen 
Bereichen tätig. Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler außerhalb der Professur folgen als 
zweitgrößte Gruppe. Professorinnen und Professo-
ren machen demgegenüber weit weniger als 10% 
der Hochschulbeschäftigten aus. Daher sollen in 
der folgenden Darstellung zu den gruppenspezi-
fi schen Veränderungen des Arbeitsplatzes Hoch-
schule die Beschäftigten in Verwaltung und Tech-
nik den Ausgangspunkt bilden. Darauf folgen das 
wissenschaftliche Personal und die Professorin-
nen und Professoren. Außerhalb dieser Gruppen 
gibt es eine wachsende Zahl von nebenberufl ich 
Tätigen. Insbesondere die Situation der studen-
tischen Beschäftigten und der Lehrbeauftragten 
verdient Aufmerksamkeit. Im Zusammenhang 
mit der Entwicklung des Stellenvolumens ge-
winnt der Zuwachs bei diesen nebenberufl ichen 
Beschäftigungsverhältnissen auch für das Be-
schäftigungssystem Hochschule insgesamt an Be-
deutung.

3.2 Wandel der Arbeitsbedingungen von   
 nicht-wissenschaftlichen 
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern8 

Bei der Gruppe der Beschäftigten in Technik und 
Verwaltung kamen in den letzten Jahren eine Zu-
nahme von Teilzeitbeschäftigungen und eine 
deutliche Zunahme befristeter Beschäftigungs-
verhältnisse mit einem Personalabbau in rele-
vantem Umfang zusammen.

Mitarbeiterbefragungen zeigen, dass die 
Mehr zahl der Beschäftigten hohe Erwartungen 
an berufl iche Entwicklungsperspektiven und die 
Leistungsangemessenheit der Bezahlung richtet, 
die ihnen real gebotenen Aufstiegsmöglichkeiten 
und die Bezahlung jedoch als nicht angemessen 
betrachtet.9 Demgegenüber zeigen die Befragun-
gen allerdings eine hohe Zustimmung zur Ein-
schät zung, eine sinnvolle Tätigkeit auszuüben und 
häufi g Erfolgserlebnisse zu haben (Engel bracht/
Hembach 2004, 2008).

Weiterhin fühlt sich ein wachsender Anteil 
der Beschäftigten wegen der gewachsenen Auf-
gaben und des hohen Arbeitsanfalls quantitativ 
überfordert. Diese Wahrnehmung ist besonders 
hoch im Bereich der technischen Verwaltung und 
bei den Beschäftigten in den Fachbereichen. In 
den Fachbereichen wird die Überforderung viel-
fach mit „häufi g wechselnden Aufgaben“ und 
„unklaren Vorgaben“ begründet.

Gleichzeitig fühlt sich rund ein Drittel der 
Beschäftigten qualitativ unterfordert. Dabei sind 
allerdings deutliche Unterschiede zwischen den 
verschiedenen Gruppen zu beobachten. Wäh-

8 Zur Beschäftigungssituation von technischem und administrativem Personal an Hochschulen liegt nur sehr wenig Material vor. Dabei 
handelt es sich insbesondere um Mitarbeiterbefragungen, die jedoch nur teilweise öffentlich zugänglich sind. Die weiteren Ausfüh-
rungen stützen sich deshalb wesentlich auf die Ergebnisse der veröffentlichen Mitarbeiterbefragungen der Universität Trier in den Jahren 
2004 und 2008 und die Diskussion der Ergebnisse dieser Befragungen im Rahmen von zwei Workshops mit Beschäftigten und Personal-
vertreterinnen und -vertretern aus Hochschulen. Die Diskussionen haben die Aussagen auf der Basis der Befragungen an der Universität 
Trier weitgehend bestätigt, dennoch ist der Anspruch auf die Generalisierbarkeit der Aussagen naturgemäß begrenzt.

9 Die Datenlage bei dieser Gruppe ist denkbar schlecht. Kaum einmal werden die Beschäftigungs- und Arbeitssituation der Beschäftigten 
in Technik und Verwaltung außerhalb von Mitarbeiterbefragungen einzelner Hochschulen erhoben. Diese Befragungen haben jedoch, 
wenn sie überhaupt außerhalb der Hochschulöffentlichkeit zugänglich sind, keine gemeinsame methodische Grundlage, die hochschul-
übergreifende Aussagen ermöglichen würde. Gleichfalls nur selten werden an einer Hochschule vergleichbare Befragungen mit ge-
wissem zeitlichen Abstand durchgeführt, was Dynamiken sichtbar machen würde. Eine Ausnahme stellt die Universität Trier dar, die 
2004 und 2008 solche auf Vergleichbarkeit ausgelegten Erhebungen durchgeführt hat. Die Trierer Ergebnisse, in Verbindung mit den 
Aussagen der Expertinnen und Experten, die an unseren Workshops teilgenommen haben, erlauben uns eine Einschätzung der Pro-
bleme im Beschäftigungsbereich Technik und Verwaltung vorzunehmen.
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rend dieser Anteil bei den Beschäftigten in den 
Fachbereichen leicht höher ist als bei den Beschäf-
tigten insgesamt, hat die Wahrnehmung  einer 
qualitativen Unterforderung bei den Beschäftig-
ten der technischen Verwaltung deutlich abge-
nommen (Engelbracht/Hembach 2004, 2008). 
Mit deutlich steigender Tendenz wird von den 
Beschäftigten in diesem Bereich eher eine quali-
tative Überforderung wahrgenommen, die sich 
durch den vermehrten Einsatz neuer Technolo-
gien in Forschung und Lehre sowie einen Ausbau 
der „digitalen Infrastruktur“ erklären lassen dürf-
te. Die differenzierten Angaben der Beschäftigten 
in den Bereichen Verwaltung und Technik sowie 
in den Fachbereichen, der Bibliothek und im Re-
chenzentrum im Rahmen von Mitarbeiterbefra-
gungen machen auch deutlich, dass die Gruppe 
des nicht-wissenschaftlichen Personals deutlich 
heterogener zusammengesetzt ist, als ihre Zu-
sammenfassung zu einer Gruppe nahe legt (siehe 
Tab. 5). Diese Differenzierung wird bei der Bewer-
tung der Tätigkeit der Beschäftigten in Adminis-

tration und Technik häufi g nicht ausreichend 
beachtet. 

Legt man die Ergebnisse der zur Vorbereitung 
dieses Memorandums durchgeführten Experten-
gespräche zu Grunde, so sind zwei Tendenzen 
von besonderer Bedeutung: Zum einen ist es in 
den letzten Jahren zu einem deutlichen Abbau 
der Stellen im Bereich des Verwaltungspersonals, 
insbesondere in den Fachbereichen, gekommen; 
und zum anderen zeichnet sich ein deutlicher 
Wandel im Berufsbild des Verwaltungspersonals 
an den Hochschulen ab. Die veränderten Steue-
rungsanforderungen haben sich nach Meinung 
der Expertinnen und Experten in erheblichen 
Teilen auch auf diese Personengruppe ausgewirkt, 
indem beispielsweise Vorbereitungs- und Unter-
stützungsaufgaben in den Bereichen der Finanz-
buchhaltung, der Durchführung der verschie-
denen Formen der Rechenschaftslegung und der 
Prüfungsorganisation in teilweise erheblichem 
Umfang weitgehend von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in den Sekretariaten der Lehrstühle 

Tabelle 5:

Hauptberufl iches Verwaltungs-, technisches und sonstiges Personal nach Gruppen von 2000 bis 2007

1) Bis 2001 noch nicht übergeleitete Personalgruppen der ehemaligen DDR.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 4.4.

Personalgruppe 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Verwaltungspersonal 61.508 63.133 63.992 64.292 64.225 64.929 63.645 65.520

Bibliothekspersonal 10.950 10.977 10.796 10.709 10.532 10.370 10.469 10.646

Technisches Personal 51.860 50.664 48.921 49.389 47.840 43.373 44.841 54.700

Sonstiges Personal 26.005 28.081 30.324 29.992 30.089 31.665 34.784 51.362

Pfl egepersonal 62.106 62.868 63.237 61.911 59.390 57.444 56.211 57.108

Arbeiter 37.186 34.811 33.602 32.754 32.283 30.795 26.021 –

Auszubildende 14.803 14.377 15.067 15.318 14.886 14.379 14.059 14.844

Praktikanten 396 489 346 483 471 754 658 746

Sonstiges Personal für 

Lehre und Forschung1)
37 1 – – – – – –

Leitungs- und 

Verwaltungspersonal1)
– 1 – – – – – –

Zusammen 264.851 265.402 266.285 264.848 259.716 253.709 250.688 254.926
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und Institute durchgeführt werden. Hierfür fehlt 
es aber an entsprechenden Fortbildungsange-
boten und die Entlohnung der Beschäftigten ori-
entiert sich weiterhin am „klassischen Berufsbild 
der Sekretärin“. 

Diesen Wandel des Tätigkeitsprofi ls zu einer 
Art von „Wissenschaftskoordination“ und des 
dafür notwendigen Qualifi kationsanspruchs bil-
den die Tätigkeitsbeschreibungen und die Ent-
geltgruppen nur unzureichend ab. Aus der Exper-
tengruppe, die wir befragt haben, wird in diesem 
Zusammenhang die Forderung an die Gewerk-
schaften erhoben, sich für eine neue Kategorie 
von Wissenschaftsassistentinnen und -assistenten 
einzusetzen, die auch entsprechend qualifi ziert 
und entlohnt werden müssen. 

Eine weitere Konsequenz der Dezentralisie-
rung der Entscheidungsprozesse im Rahmen des 
Neuen Steuerungsmodells ist weiterhin eine 
wachsende Unkenntnis der Beschäftigungssitua-
tion anderer Gruppen sowie der Verlust einer Ge-
samtperspektive über den Entwicklungsstand der 
Hochschule insgesamt. Bei der Einführung von 
hochschulweiten Vorgaben im Bereich der Orga-
nisation von Forschung und Lehre oder Daten-
verarbeitungsprogrammen kann das zu Proble-
men führen. 

Besondere Bedeutung messen die Expertin-
nen und Experten den Auswirkungen von Dezen-
tralisierung auf die Abhängigkeit von persön-
lichen Einstellungen der Vorgesetzten sowie der 
Kolleginnen und Kollegen (auch aus anderen Be-
schäftigtengruppen) und den Personenkonstella-
tionen im unmittelbaren Arbeitsumfeld bei. Es 
wird sehr deutlich, dass sich die Wahrnehmung 
starker persönlicher Abhängigkeiten von der 
Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die bisher in besonderer Weise 
dieser Situation ausgesetzt war, auf die Gruppe 
des Verwaltungspersonals erweitert. 

Dies wiegt um so schwerer, als nicht nur das 
administrative Personal, sondern auch die meis-
ten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
weder für Managementaufgaben noch für den 
 Bereich der Personalführung angemessen ausge-
bildet sind. Die faktische Ausweitung der Anfor-
derungen insbesondere an Professorinnen und 
Professoren in Richtung auf höhere Management-

anteile ist allerdings bisher kaum zum Gegen-
stand weiterführender Überlegungen geworden. 
Im Gegenteil wird in der Arbeitsrealität eine hohe 
Kontinuität tradierter Leitbilder im Verhältnis 
von Professorinnen und Professoren und Verwal-
tungsmitarbeiterinnen und -mitarbeitern konsta-
tiert. Diese Position wurde im Rahmen der Work-
shops stark kritisiert; es fi nden sich aber auch in 
Mitarbeiterbefragungen deutliche Hinweise, in-
soweit dort das Führungsverhalten von Vor-
gesetzten durch Mitarbeiterinnen und Mitar -
beiter in den Fachbereichsverwaltungen deutlich 
schlechter bewertet wird als beispielsweise im 
 Bereich der Zentralverwaltung oder beim tech-
nischen Personal.

3.3 Wandel der Arbeitsbedingungen 
 von wissenschaftlich Beschäftigten   
 unterhalb der Professur

Unterhalb der Professur existieren an den deut-
schen Hochschulen eine Reihe von unterschied-
lichen Personalgruppen. Allerdings dominiert 
hier die ihrerseits wieder heterogen zusammen-
gesetzte Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, auf die fast ausschließ-
lich der Großteil des geschilderten Personalwachs-
tums zurückzuführen war (Tab. 6). Demgegen-
über nehmen sich die Gruppen der Assistentinnen 
und Assistenten beziehungsweise Dozentinnen 
und Dozenten und der Lehrkräfte für besondere 
Aufgaben (LfbA) eher klein aus. Die erste dieser 
beiden Gruppen ist in den vergangenen Jahren 
zudem deutlich reduziert worden, was zum Teil 
der Einführung der Juniorprofessur und der Um-
wandlung von entsprechenden Stellen in wissen-
schaftliche Mitarbeiterstellen geschuldet ist. LfbA 
sind dagegen eine kleine, aber stabile Gruppe, die 
qua gesetzlicher Defi nition dauerhaft anfallende 
Lehraufgaben übernehmen soll. Bei Unterschie-
den im Detail sind die Lehrverpfl ichtungen, die 
mit solch einer Position verbunden sind, bis zu 
doppelt so hoch wie die eines Universitätsprofes-
sors. Im Unterschied zu allen anderen hier be-
schriebenen Gruppen haben die Stellen für LfbA 
daher im Normalfall keinen Qualifi zierungscha-
rakter.
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Tabelle 6:

Hauptberufl iches wiss. Personal von 2000 bis 2007 nach Personalgruppen

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 4.4.

Personalgruppe 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Professorinnen und 

Professoren 
37.794 37.661 37.861 37.965 38.443 37.865 37.694 38.020

Dozenten und 

Dozentinnen/ 

Assistentinnen und 

Assistenten

14.362 14.602 13.777 13.285 13.393 9.874 8.068 6. 157

Wiss. u. künst. 

Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter

98.678 101.524 106.024 108.318 106.416 111.343 116.630 123.545

Lehrkräfte 

für besondere 

Aufgaben 

6.382 6.602 6.681 6.506 6.537 6.655 6.831 7.231

Zusammen 157.216 160.389 164.343 166.074 164.789 165.737 169.223 174.953
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Ihre zahlenmäßige Dominanz bietet sicher 
auch eine Erklärung dafür, dass die Gruppe der 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter einer der noch am besten erforschten Per-
sonenkreise an den Hochschulen ist.10 Mindes-
tens ebenso bedeutsam für diese Aufmerksamkeit 
ist aber, dass diese Position inzwischen das Stan-
dardbeschäftigungsmodell im Qualifi zierungspro-
zess geworden ist. Nach den Ergebnissen einer 
Umfrage von THESIS aus dem Jahr 2004 sind 73% 
aller befragten Doktorandinnen und Doktoran-
den als wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an einer Hochschule beschäftigt (duz-
Special 2004, 13).11 Entsprechend steht der Quali-
fi zierungscharakter wissenschaftlicher Arbeit im 

Mittelpunkt der wissenschaftlichen und politi-
schen Aufmerksamkeit (z.B. Enders/Bornmann 
2001). Auch wenn Erwerbsarbeit und Qualifi zie-
rung im deutschen Wissenschaftssystem eng mit-
einander verknüpft und schwer voneinander zu 
trennen sind, bleiben bei einer Betrachtung der 
Beschäftigungsformen und Beschäftigtengruppen 
viele (qualitative) Aspekte notwendigerweise un-
terbelichtet, die für den Arbeitsplatz Hochschule 
von großer Bedeutung sind. Dazu gehören etwa 
die Zusammenarbeit mit anderen Beschäftigten-
gruppen außer den Professorinnen und Profes-
soren, die Wahrnehmung von Verwaltungsauf-
gaben, der akademischen Selbstverwaltung oder 
der Personalräte.12 

10 Unter den Erhebungen und Darstellungen ist sicher der Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs (BuWiN) als umfänglichster Re-
port hervorzuheben.

11 Eine Überprüfung dieses aus unserer Sicht recht hohen Anteilswertes ist nicht möglich, da keine verlässlichen statistischen Angaben für 
die Gruppe der Doktorandinnen und Doktoranden existieren, ja letztlich sogar die Defi nition dieser Gruppe selbst aufgrund der vielfäl-
tigen Wege, auf denen eine Promotion erfolgen kann (u.a. haupt- und nebenberufl ich oder im Rahmen eines Stipendiums; als immatri-
kulierte Promotionsstudentin oder als „Freelancer“), mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden ist.

12 Letzteres wurde jüngst in einer Studie von Grühn u. a. (2009) allerdings umfangreich erhoben.
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Gesichert ist hingegen, dass drei Viertel der 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter an Hochschulen befristet tätig sind 
(74,8%); von diesen arbeiteten 2005 gut zwei 
Fünftel in Teilzeit (46,7%). Der Hauptteil von ih-
nen ist auf einer halben bis Zweidrittel-Stelle be-
schäftigt (73,6%). Knapp drei Fünftel der befristet 
Beschäftigten wurden aus Haushaltsmitteln ver-
gütet (56,3%), weitere zwei Fünftel aus Drittmit-
teln (43,7%). Die Drittmittelstellen weisen aller-
dings, auf die vergangenen 15 Jahre bezogen, 
deutlich höhere Steigerungsraten auf als die 
 Haushaltsstellen (vgl. Buwin 2008: 52). Der Trend 
zu befristeter Beschäftigung ist also in der Wis-
senschaft ungebrochen. Zumindest bis zum Alter 
von 40 Jahren überwiegt befristete Beschäftigung 
bei der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter (Janson/Schomburg/
Teichler 2006; Teichler 2008, Grühn u.a. 2009). 
Ähnlich verhält es sich mit der Teilzeitbeschäfti-
gung. Erst in der Postdoc-Phase nimmt der Anteil 
von Vollzeitbeschäftigung deutlich zu, wobei al-
lerdings auch hier inzwischen ein relevanter Teil 
(20 % laut Teichler 2008) in Teilzeit arbeitet. 

Es zeigt sich deutlich, dass die Logik: „Quali-
fi zierungsphase – Befristung und Teilzeit; Post-
doc-Phase – Dauerbeschäftigung in Vollzeit“ min-
destens für einen großen Teil der Disziplinen 
nicht mehr aufgeht. Mit dem Wachstum der 
Drittmittelforschung (siehe Kap. 2.3) und mit 
neuer Dynamik seit der Einführung der „Dritt-
mittelregelung“ im WissZeitVG (siehe Kap. 2.4) 
wächst der Anteil von promovierten Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern, die weiter-
hin Zeit- und Teilzeitverträge besitzen. Die stei-
gende Anzahl von Personen, die die Wissenschaft 
zu ihrem Beruf gemacht haben, erhöht bei einer 
bestenfalls stagnierenden Zahl von Stellen kei-
nesfalls die Wahrscheinlichkeit, dass die vorherr-
schenden „Befristungskarrieren“ im Normalfall 
in eine Dauerbeschäftigung einmünden. Unbe-
fristete Beschäftigungsverhältnisse im akademi-
schen „Mittelbau“ jedenfalls können bei der der-
zeitigen Einstellungspraxis kaum noch als reale 
Alternative zu einer Professur gelten, denn hier 
zeigt die zahlenmäßige Entwicklung deutlich 
nach unten. Es ist geübte Praxis an vielen Hoch-

schulen, solche Positionen, wenn sie frei werden, 
durch Personen mit befristeten Arbeitsverträgen 
zu besetzen und auf diese Weise die Konkurrenz 
um dauerhafte Beschäftigungsoptionen an den 
Hochschulen weiter zu verschärfen.

Materiell und auch im Bezug auf Partizipa-
tion und Repräsentation (siehe Kap. 4) sind wis-
senschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
oftmals in einer schwierigen Situation. Während 
im ersten Abschnitt einer wissenschaftlichen 
 Karriere Befristung noch durch die besonderen 
Anforderungen wissenschaftlicher Arbeit (lange, 
gestufte Qualifi zierungsphase, Arbeitsplatzwech-
sel sind normal) gerechtfertigt sein kann, gilt dies 
für spätere Phasen nicht mehr. Aus der Sicht der 
Betroffenen stellt sich die Befristungspraxis dann 
häufi g als persönliches Planungsproblem dar. Für 
vergleichbare Gruppen außerhalb der öffentli-
chen Wissenschaftseinrichtungen selbstverständ-
liche Lebensentscheidungen (z.B. Familie, Berufs- 
und Karriereplanung, Altersvorsorge), verlangen 
in der öffentlichen Wissenschaft nach einer deut-
lich höheren Risikobereitschaft. Das folgende 
Schaubild (Abb. 2) zeigt, dass Zeitverträge in der 
Wissenschaft in der Tat überdurchschnittlich lan-
ge der Normalfall sind.

Freilich betreffen materielle und biographi-
sche Probleme wissenschaftlicher Karrieren nicht 
alle Disziplinen gleichermaßen. 

„Bemerkenswert sind die Unterschiede der 
Gehälter nach Fachrichtungen: Der wis-
senschaftliche Nachwuchs im naturwissen-
schaftlich-technischen Bereich an Univer-
sitäten erhält sowohl bei den Promovierten 
als auch bei den Nicht-Promovierten im 
Durchschnitt eine um mehr als ein Viertel 
höhere Vergütung als im geistes- und so-
zialwissenschaftlichen Bereich.“ (Buwin 
2008: 131)

Anders als in den Hochschulen häufi g kommuni-
ziert, sind es demnach weniger Qualifi zierungs-
aspekte, die Teilzeitbeschäftigung bedingen. Die 
Konkurrenz auf dem privaten Arbeitsmarkt dürf-
te wesentlich besser disziplinäre Unterschiede bei 
der Stellenbemessung erklären.  
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Wissenschaft als Beruf wird also weniger we-
gen, sondern trotz der materiellen Bedingungen 
betrieben. Es muss also andere Motive für die ste-
tig wachsende Zahl von Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern an Hochschulen geben, 
sich auf diese Beschäftigungsbedingungen ein-
zulassen. In der Tat sind viele wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit ihrer kon-
kreten Berufstätigkeit sehr zufrieden (Teichler 
2008, Grühn u.a. 2008). Relative Autonomie auf 
der Arbeitsebene, das Gefühl professionell zu ar-
beiten, die sozialen und berufl ichen Netze, die so 
wissenschaftstypisch sind, und schließlich die 
Sinnstiftung durch den Arbeitsinhalt sorgen für 
eine hohe „Duldsamkeit“ bei ihnen. Mehr noch: 
Ein großer Teil ist bereit, deutlich über die ver-

traglich vereinbarte Stundenzahl hinaus zu ar-
beiten (Tab. 7). 

Die persönliche Abhängigkeit, die wissen-
schaftliche Karrieren in Deutschland traditionell 
prägt (Enders/de Weert 2004), steht zu dieser per-
sönlichen inhaltsbezogenen Zufriedenheit nur 
scheinbar im Widerspruch. Die meisten Haus-
haltsstellen sind Professuren zugeordnet (Buwin 
2008: 53). Ebenso sind die meisten Projektstellen, 
zumindest der nicht promovierten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, einer Leiterin oder einem 
Leiter im Professorenrang unterstellt. Dieses Vor-
gesetztenverhältnis verbindet sich häufi g mit 
 einer wissenschaftlichen Mentorenrolle. Die 
mehr oder weniger subtile Kontrolle, die mit die-
sem „Lehrer-Schüler-Verhältnis“ (Bourdieu 1988) 

Abbildung 2:

Anteil der Promovierten mit befristetem Arbeitsvertrag in der Hochschule und außerhalb der 

Hochschule nach Alter in Deutschland im Jahr 2004
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Quelle: Mikrozensus Deutschland 2004; eigene Berechnung; ohne Selbständige; Janson/Schomburg/Teichler 2006:88.
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einhergeht, sorgt zugleich für eine persönliche 
Bindung und somit zu einer Verinnerlichung des 
Spannungsverhältnisses von Abhängigkeit und 
Entfaltung, das umso schwerer greifbar wird. In 
dieser Hinsicht unterscheiden sich Promovie-
rende kaum von Habilitierenden. 

LfbA hingegen sehen sich in der Situation, 
zwar meist (noch) unbefristet beschäftigt zu wer-
den, allerdings auch hier oft in Teilzeit und vor 
allem von dem wesentlichen Motor wissenschaft-
lichen Aufstiegs abgeschnitten: der Anerkennung 
für Forschungsleistungen. Das bereits beschrie-
bene Lehrdeputat lässt dieser Gruppe kaum eine 
Möglichkeit zu eigener Forschungsarbeit. Im Hin-
blick auf eine Karriere – und das bedeutet in der 
gegenwärtigen Verfassung der Hochschulen eben 
vor allem: auf eine Professur – kommen diese 
Stellen tendenziell Abstellgleisen gleich. Von dort 
aus ist eine Berufung kaum möglich. Für for-
schungsorientierte Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler dürfte eine solchermaßen ein sei-
tig auf die Lehre ausgerichtete Position als dauer-

hafte Alternative von geringem Interesse sein. 
Daran ändert auch nichts, dass einige Bundeslän-
der neuerdings auch solche LfbA-Stellen vorse-
hen, die zugleich zu einer Weiterqualifi kation 
führen sollen. Dabei wird das Deputat zwar ver-
ringert, liegt aber noch immer weit über dem, 
welches mit einer wissenschaftlichen Mitarbeiter-
stelle mit Qualifi kationsfunktion verbunden ist. 
Im Wettbewerb um knappe Professuren und 
 Dauerbeschäftigung ist dies ein kaum auszuglei-
chender Nachteil.

Im Ergebnis bietet das Wissenschaftssystem 
unterhalb der Professur durchaus Positionen, die 
für eine große Zahl von Personen attraktiv sind. 
Offenbar sind sie sogar so reizvoll, dass diese gut 
ausgebildeten Personen Beschäftigungsunsicher-
heit und biographische Probleme in Kauf neh-
men, um sie auszuüben, denn die Verstetigung 
wissenschaftlicher Beschäftigung steht nur einem 
relativ kleinen Kreis offen. Mit anderen Worten, 
die deutschen Hochschulen kennen nur Hoch-
schullehrerinnen und -lehrer auf der einen und 

Tabelle 7:

Wöchentliche Arbeitszeit laut Arbeitsvertrag und tatsächliche Gesamtarbeitszeit der befristet 

beschäftigten Mitarbeiter/-innen in der Vorlesungszeit (VZ) und der vorlesungsfreien Zeit (VfZ)

Frage A3: Welche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit in der Hochschule gilt für Sie laut Arbeitsvertrag?

Frage C1:  Nachfolgend sind einige Tätigkeitsfelder wissenschaftlicher Nachwuchskräfte aufgeführt. Bitte geben Sie jeweils  

  für die Vorlesungszeit (linke Spalte) und für die vorlesungsfreie Zeit (rechte Spalte) an, wie viele Stunden Ihrer  

  wöchentlichen Arbeitszeit im Durchschnitt ungefähr auf die jeweilige Tätigkeit entfallen.

Quelle: Grühn u.a. 2009:27

Vertraglich vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit

GesamtVolle Stelle/ 

ca. 40 Std.

2/3 Stelle/ 

ca. 30 Std.

halbe Stelle/ 

ca. 20 Std.

weniger 

ca. 10 Std.

HH DM HH DM HH DM HH DM HH DM

Befristet beschäftigte 

Mitarbeiter/-innen
45% 40% 11% 14% 44% 46% 0% 1% 100% 100%

Tatsächliche wöchentliche 

Gesamtarbeitszeit in VZ
46 Std. 44 Std. 42 Std. 42 Std. 37 Std. 39 Std. 30 Std. 40 Std. 42 Std. 41 Std.

Tatsächliche wöchentliche 

Gesamtarbeitszeit in VfZ
45 Std. 43 Std. 42 Std. 42 Std. 38 Std. 39 Std. 20 Std. 40 Std. 41 Std. 41 Std.
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solche, die es noch werden wollen, auf der ande-
ren Seite. Auf dem Weg zur „unternehmerischen 
Hochschule“ scheint sich diese Tendenz noch zu 
verstärken, worauf der Abbau der dauerhaften 
„Mittelbau“-Stellen hinweist. Es kann bezweifelt 
werden, dass die Hochschulen hier immer im ei-
genen wohlverstandenen Interesse handeln. Zum 
einen wird es so immer schwieriger, das Prozess-
wissen vorzuhalten, das komplexe Organisatio-
nen brauchen. Zum anderen ist es keine Selten-
heit, dass erhebliche Investitionen, etwa in Ge-
räte, an das Wissen und die Kompetenz eines be-
fristet beschäftigten Spezialisten gebunden sind. 
Wird dessen Vertrag aber nicht verlängert, so ver-
lässt mit ihm das Know-How zur Bedienung des 
Gerätes die Hochschule und es entfällt auch die 
Möglichkeit zur Weitergabe dieses spezifi schen 
Wissens. Aus ihrer Warte kann das gängige Argu-
ment, befristete Beschäftigung erhöhe automa-
tisch die wissenschaftliche Produktivität, also 
durchaus in Frage gestellt werden. Aber auch be-
zogen auf die einzelnen Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler fehlt bisher ein Nachweis für 
diese Behauptung. Plausibler ist, dass Wissen-
schaft als kreative Arbeit den Druck solcher Be-
schäftigungsverhältnisse nur bis zu einem gewis-
sen Grad ohne Produktivitätsverlust toleriert. Alle 
positiven Effekte wie Motivation und Mobilität, 
die sich mit Befristung prinzipiell verbinden las-
sen, dürften spätestens dann von den Belastungen 
der Unsicherheit und des permanenten bürokra-
tischen Aufwandes überlagert werden, wenn Ver-
träge im Monats- oder Zweimonatsrhythmus aus-
gegeben werden. Solche Szenarien sind jedoch 
nach den einhelligen Auskünften aller von uns 
befragten Experten bei weitem keine Ausnahmen 
mehr. Angesichts der im ersten Kapitel dargestell-
ten Entwicklungen deutet aktuell wenig auf eine 
Veränderung dieser Situation hin. 

3.4 Wandel der Arbeitsbedingungen von  
 Professorinnen und Professoren13 

Vor dem Hintergrund des bisher Gesagten ist zu-
nächst festzuhalten, dass die Professur noch im-
mer eine privilegierte Position darstellt. Dies gilt 
besonders im Vergleich zu anderen Beschäfti-
gungsverhältnissen an den Hochschulen, aber 
auch im Allgemeinen. Noch immer ist der Grad 
an inhaltlicher Identifi kationsmöglichkeit, an 
Handlungsfreiheit und materieller Sicherheit, der 
mit einer Professur einhergeht, fast einzigartig. 
Daran haben auch die beschriebenen Reformen 
bisher nichts Grundlegendes geändert.14 Obwohl 
das Reformziel einer strategiefähigen Hochschule 
es erforderlich macht, dass auch Professoren stär-
ker als bisher auf gemeinsame Ziele ihrer Hoch-
schule verpfl ichtet werden, sind die Hochschul-
leitungen im Allgemeinen sehr darauf bedacht, 
die Freiheiten der Professorinnen und Professo-
ren nicht zu sehr zu beschneiden, denn diese  
sind die Hauptquelle des entscheidenden wissen-
schaftlichen Richtwertes: der Reputation. Aner-
kennungen werden besonders im deutschen Wis-
senschaftssystem noch immer maßgeblich von 
der Gemeinschaft der Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler einer Disziplin an eines ihrer 
Mitglieder vergeben. Infolgedessen verstehen 
sich deutsche Professorinnen und Professoren 
auch zunächst als Angehörige einer Fachgemein-
schaft und erst in zweiter Linie als Mitglieder ei-
ner Hochschule. Dieses Verhältnis kann schwer-
lich völlig außer Kraft gesetzt werden. Zumindest 
sollen Drittmittelorientierung und individuelle 
Lohnanreize neben allem anderen auch die Bin-
dung von Professorinnen und Professoren an ihre 
Hochschule erhöhen, oder, mit anderen Worten, 
dafür sorgen, dass sie ihre Arbeit und Reputation 
auch in den Dienst der Hochschule stellen.

13 Die berufl iche Situation der Professorinnen und Professoren ist Gegenstand regelmäßiger Untersuchungen. Die jüngste Studie größeren 
Umfangs wurde von einer Forschergruppe am INCHER Kassel und am CHEPS Enschede 2007 durchgeführt. Sie ist die aktuellste in einer 
ganzen Reihe internationaler Befragungen von Lehrenden, die auch aber nicht nur die Professoren umfassen.

14 Die W-Besoldung (Kap. 2.4) relativiert die Autonomie aus der Sicht nicht weniger Professorinnen und Professoren. Die Wirkung der 
Reform beschränkt sich allerdings bislang auf die seit Einführung der neuen Besoldung neu Berufenen, und selbst bei ihnen wird nicht 
fl ächendeckend von den möglichen Instrumenten Gebrauch gemacht.
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Zugleich jedoch steigen durch die Ressour-
cenknappheit, das Anwachsen der Lehraufgaben 
(siehe Kap. 2.2) und teils auch durch die neuen 
Leistungsmessinstrumente andere Anforderun-
gen, die nicht unmittelbar mit dem reputations-
trächtigen Kern wissenschaftlicher Arbeit zu-
sammenhängen. Diese Gleichzeitigkeit von am-
bivalenten, teils gar widersprüchlichen Anforde-
rungen führt bei vielen Professorinnen und 
Professoren zu Irritationen, die auf die Quintes-
senz gebracht werden können: „Ich will ja ex-
zellent sein, aber Ihr lasst mich nicht.“ Die fol-
genden Äußerungen, die wir aus einer Umfrage 
des Magazins „Forschung & Lehre“ entnommen 
haben, sind der exemplarische Ausdruck dieser 
Sichtweise:

„60 % meiner Zeit nimmt die Verwaltung 
und Organisation des Instituts in An-
spruch. Die Möglichkeit, einen Mitarbeiter 
mit Hochschulabschluss für diese Aufga-
ben einstellen zu können, würde mir den 
Rücken frei halten für Forschung und da-
mit Drittmitteleinwerbung und Lehre.“
„Es ist deutlich zu beobachten, dass mit 
 jeder „Reform“ der Anteil administrativ-
organisatorischer Arbeiten exponentiell 
anwächst.“
„In den letzten Jahren fallen, trotz der Ein-
führung immer neuer Computerprogram-
me und Verwaltungssysteme, wesentlich 
mehr Verwaltungsaufgaben direkt auf den 
Professor zurück.“
„Wir müssen als Hochschullehrer zu viele 
Dinge tun, für die wir entweder über- oder 
unterqualifi ziert sind.“ (Forschung & Lehre 
2/08: 94–95)

Dabei ist die durchschnittliche wöchentliche Ar-
beitszeit von Professorinnen und Professoren in 
den letzten Jahren nicht wesentlich gestiegen. 
Aktuell wird sie mit 52 Stunden im Durchschnitt 
aller Disziplinen veranschlagt (Teichler 2008) und 
kann damit als inzwischen normale Überlast 

 bezeichnet werden.15 Es bleiben in dieser Lage 
 allerdings nur noch begrenzte Zeitreserven, in 
 denen zusätzliche Aufgaben zu bewältigen wären. 
Jede neue Anforderung verlangt daher nach einer 
 zeitlichen Neugewichtung der Arbeitsaufgaben.

Traditionell verwenden Professorinnen und 
Professoren den größten Teil ihrer Arbeitszeit auf 
die Lehre. Aktuelle Daten deuten jedoch auf eine 
nicht unerhebliche Veränderung hin. Im Ver-
gleich der letzten beiden großen internationalen 
Hochschullehrerbefragungen hat sich der Zeit-
anteil, den Hochschullehrerinnen und -lehrer für 
die Lehre aufwenden, von 43% in Vorlesungs-
zeiten im Jahr 1992 auf noch 34% im Jahr 2007 
verringert. Parallel ist der Lehraufwand des üb-
rigen wissenschaftlichen Personals um 5% an-
gestiegen (Teichler 2008: 144). Die gleiche Erhe-
bung zeigt, dass sich das Interesse von Profes-
sorinnen und Professoren nochmals von der 
 Lehre in Richtung Forschung verschoben hat. 
Hier wird greifbar, dass die Lehre in der Logik    
der aktuellen Entwicklung derjenige Aufgaben-
bereich ist, der am ehesten als Zeitreserve genutzt 
wird, ungeachtet aller Programmreden von der 
Exzellenz der Lehre.

Unter den Bedingungen eines schärferen, im 
Wesentlichen forschungsbasierten Wettbewerbs 
muss dieses Verhalten gegenwärtig als rational er-
scheinen. Die Tendenz zur Umschichtung der 
Lehre aus dem Bereich der Professorinnen und 
Professoren zu den anderen wissenschaftlichen 
Beschäftigtengruppen zeigt aber noch etwas An-
deres: Selbst in diesem Bereich wird (nicht immer 
freiwillig) zusammengearbeitet. Damit ist nicht 
die bloße Abstimmung von Lehrinhalten ge-
meint. Nicht selten werden Aufgaben der Vor- 
und Nachbereitung, der Prüfungen, teils auch der 
Lehrgestaltung in Vorlesungen und Seminaren 
auf mehrere Personen verteilt, ohne dass in je-
dem Fall eine entsprechende Deputatszuordnung 
erfolgt. Viele Professorinnen und Professoren 
(aber auch andere Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler) sähen sich anders den Anforderun-
gen keinesfalls gewachsen. Was sich in der Lehre 

15 Durchschnittswerte verdecken natürlich individuelle Belastungen. Zweifellos gibt es Professorinnen und Professoren, die deutlich unter 
dem hier veranschlagten Stundensatz liegen. Das bedeutet aber auch, dass viele andere noch deutlich mehr Stunden pro Woche tätig 
sind.
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andeutet, gilt für die Forschung erst recht. Wer 
sich auf die Spielregeln des Drittmittelwettbe-
werbs einlässt, kommt zwangläufi g in die Situati-
on, Teams zu leiten, die in einem arbeitsteiligen 
Prozess forschen und Forschung verwalten. Da-
mit tritt aber der Professor oder die Professorin als 
Forscherpersönlichkeit zurück und der vielbe-
schworene Wissenschaftsmanager oder die Wis-
senschaftsmanagerin in den Vordergrund. Eine 
solche Rolle verlangt Fähigkeiten, die nicht zur 
klassischen Vorbereitung auf eine Professur ge-
hören, wie etwa Personalplanung und -entwick-
lung. Abgesehen von den bürokratischen Ele-
menten der Rechenschaftslegung und Leistungs-
messung hat die Klage von den überbordenden 
„administrativ-organisatorischen“ Aufgaben hier 
ihren rationalen Kern.

Eine besondere Situation ist die der Junior-
professorinnen und -professoren. Durch diese 
neue Personalkategorie mit Hochschullehrersta-
tus sollten jüngere Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler früher eine berufl iche Eigenstän-
digkeit erhalten, die ihrem Qualifi kationsniveau 
angemessen ist. Das berechtigte Ziel der eigen-
ständigen Förderung von Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern bereits in einer frühen Pha-
se der akademischen Karriere, wurde in der Praxis 
nur selten erreicht. Dies liegt neben der geringen 
Zahl der geschaffenen Juniorprofessuren vor 
allem an der Ausgestaltung dieser Stellen. Denn 
häufi g ist zu beobachten, dass Juniorprofessorin-
nen und -professoren zwischen der Einbindung 
in den wissenschaftlichen Regelbetrieb, insbe-
sondere in Lehre und Selbstverwaltung, auf der 
einen Seite und der Anforderung zur verstärkten 
akademischen Profi lierung auf der anderen Seite 
aufgerieben werden. 

Die Entwicklung der Wissenschaft zu einem 
kooperativen Prozess, in den alle hochschuli-
schen Aufgabenbereiche eingebunden sind, ist 
nicht umkehrbar. Jeder Versuch, die „Einsamkeit 
und Freiheit“ des Humboldtschen Gelehrten an 
die Hochschulen zurückzuholen, ist in einer mo-
dernen, hochgradig spezialisierten und arbeits-
teiligen Wissenschaftslandschaft zum Scheitern 
verurteilt. Das alte Leitbild allerdings durch kol-
lektive Zwänge zu ersetzen, die aus Überlast und 

entgrenztem Wettbewerb entstehen, hieße die 
produktiven Chancen von Kooperation zu ver-
schenken. 

Dagegen ist im Bezug auf die Arbeitsrealität 
der Professorinnen und Professoren zweierlei von 
herausragender Bedeutung. Es ist offensichtlich, 
dass neue wissenschaftliche Rollenverständnisse 
neben die traditionellen treten. Beschreibungs-
versuche wie „Wissenschaftsmanager“, „visible 
scientists“ (Dörre/Neis 2009) oder „Wissenschafts-
unternehmer“ (Torka/Borcherding 2008) deuten 
solche neuen Typen von Anforderungen an Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler an. Solche 
Differenzierungen müssen innerhalb der Rollen-
vielfalt der Hochschule möglich sein. Dazu ge-
hört auch, dass der forschende Professor oder die 
forschende Professorin klassischer Prägung nicht 
verdrängt werden darf. 

Dies führt zum zweiten Punkt: Die Unterstel-
lung, Professorinnen und Professoren seien ein-
fach in Kategorien wie forschungsorientiert oder 
lehrorientiert einzuteilen, ist nicht komplex ge-
nug. Hinter den Klagen dieser Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler steht nämlich nicht 
nur die allgemeine Überlastung, sondern auch 
eine differenzierte Wissenschaftlerpersönlichkeit, 
die eben nicht nur Forscher, nicht nur Lehrer und 
nicht nur Administrator sein will. Vielen geht es 
um die Möglichkeit, mehrere solcher Rollen zu 
bekleiden, aber so, dass diese jeweils zur eigenen 
und zur Zufriedenheit der jeweiligen „Stake-
holder“ ausgefüllt werden. Dies ist eben nicht 
möglich, wenn alles zugleich geschehen muss. 

„Ich habe es ja versucht. Ich wollte ein 
guter Bürger, anständiger Familienmensch, 
teamfähiger Kollege, engagierter Lehrer, 
hilfsbereiter Freund und exzellenter Wis-
senschaftler sein; ich habe alles getan, um 
fi t zu bleiben, für die Rente zu sorgen, 
 Steuererklärungen und Rechenschaftsbe-
richte abzugeben, Nachwuchswissenschaft-
ler zu begutachten, die geforderten Fünf-
jahrespläne für Forschung und Lehre zu 
entwerfen, die Entwürfe der Kollegen zu 
bewerten. Ich habe mich bemüht, Zeit zu 
sparen, Arbeitsschritte zu verkürzen, Auf-
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schub zu erbetteln, mein Tempo zu be-
schleunigen; ich habe seit Jahren den Ur-
laub ausgelassen, die Wochenenden zu Ar-
beitstagen gemacht, mir das Schlafen ab- 
und das Essen bei McDonalds angewöhnt: 
Es reicht einfach nicht. Meine Zeit-Schul-
den wachsen immer schneller, der Rück-
stand wird täglich größer. Ich werde jetzt 
Insolvenz anmelden. Temporalinsolvenz.“ 
(Rosa 2009) 

Es gilt also nicht nur, verschiedene Rollentypen 
von Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftlern 
zuzulassen, sondern auch die Möglichkeit zu 
schaffen, temporär Schwerpunkte zu setzen. Hier-
zu wäre z.B. eine wesentlich differenziertere Ent-
lastungspolitik von Nöten, als sie heute existiert. 
Das ist aber letztlich nur möglich, wenn Struk-
turen geschaffen werden, die der ohnehin ko-
operativen Natur wissenschaftlicher Arbeit Rech-
nung tragen. Solche Strukturen jedoch benötigen 
Ressourcen, die unter den derzeitigen Bedingun-
gen nur sehr eingeschränkt zur Verfügung stehen. 
Die Frage nach Professionalisierung und neuen 
Strukturen auf den unteren Organisationsebenen 
der Hochschulen ist damit zugleich eine Frage 
nach der Ressourcenausstattung. 

3.5 Wandel der Arbeitsbedingungen von   
 studentischen Beschäftigten

Für die Gruppe der studentischen Beschäftigten 
an den Hochschulen liegen nur wenige empi-
rische Daten vor. Dabei handelt es sich um eine 
Studie zur Universität Marburg, die im Jahr 2004 
durchgeführt wurde, und um eine Befragung an 
den Hochschulen in Berlin aus dem Jahr 2006 
(GEW 2004; ver.di/GEW 2006). Da bei beiden Be-
fragungen der gleiche Fragebogen eingesetzt wur-
de, erlauben die Befragungen trotz der schwachen 
empirischen Basis einen Vergleich der Beschäfti-
gungssituation an einer Hochschule ohne tarif-
vertragliche Regelungen (Marburg) und in einem 
Bundesland mit entsprechenden Regelungen 
(Berlin). Dieser Vergleich ist angesichts der aus 
den unterschiedlichen Rahmenbedingungen re-

sultierenden Unterschiede in den Beschäftigungs-
bedingungen von besonderem Interesse. Hierbei 
kann die Situation an der Universität Marburg ex-
emplarisch für die Situation der studentischen 
Beschäftigten in den anderen Bundesländern ste-
hen, in denen die Beschäftigungsverhältnisse 
durch Rundschreiben der Finanzministerien auf 
Basis von Vereinbarungen in der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder (TdL) geregelt werden. 
Dies trifft auf alle Bundesländer außer Berlin zu.

Der Vergleich der Beschäftigungssituation in 
Berlin und Marburg macht deutlich, dass die stu-
dentischen Beschäftigten unabhängig vom Ort 
mit ähnlichen Aufgaben und Tätigkeiten betraut 
sind. Dabei überwiegt die Mitarbeit in Forschung 
(43,7 in Berlin bzw. 40% in Marburg) und Lehre 
(33,5 bzw. 37%). An beiden Orten führen auch 
ähnliche Motive zur Aufnahme einer Tätigkeit als 
studentische Beschäftigte. Von zentraler Bedeu-
tung sind hierbei „extrinsische Motive“ wie „Geld 
verdienen“ (90,2 bzw. 90,3%) und die „ver-
mittelten Fertigkeiten“ (74,9 bzw. 81,2%). Dem-
gegenüber sind „intrinsische“ Motive wie die 
„Möglichkeit zum wissenschaftlichen Arbeiten“ 
deutlich weniger relevant (50,8 bzw. 56,5%). Ge-
meinsam ist den Befragungen auch eine ins-
gesamt hohe Zufriedenheit mit der Tätigkeit (84 
bzw. 77%). 

Deutliche Unterschiede sind allerdings bei 
der Bewertung der konkreten Arbeitsbedingun-
gen zu beobachten. Dies bezieht sich sowohl auf 
die Zufriedenheit mit der Beschäftigungsdauer 
(79 bzw. 67%) als auch mit der Bezahlung (79 
bzw. 63%). Dies wird exemplarisch deutlich in 
der Zustimmungsrate zu der Aussage „Die Ver-
gütung ist eher ein Taschengeld“. Hier liegt die 
Zustimmung in Berlin nur bei 8% – gegenüber  
22% in Marburg. Damit korrespondiert ein Stun-
denlohn von 10,98 € in Berlin (Stand 2006) ge-
genüber 8,02 € in Marburg (Stand 2004). Weiter-
hin geben nur 8% der Befragten in Berlin an, 
 einen Arbeitsvertrag mit einer Dauer von bis zu 
sechs Monaten zu haben. Demgegenüber liegt 
der entsprechende Wert in Marburg bei 77,3%. 
Erhebliche Unterschiede bestehen auch bei der 
monatlichen Regelarbeitszeit. Während diese in 
Berlin für 69,1% der Befragten bei 40 Monats-
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stunden liegt, sind in Marburg 33,1% der Be-
fragten weniger als 20 Stunden pro Monat be-
schäftigt (GEW 2004; ver.di/GEW 2006). 

Die Unterschiede bei der Bewertung der Ar-
beitsbedingungen korrespondieren mit den recht-
lichen und tarifvertraglichen Rahmenbedingun-
gen. So ist die Ausgestaltung der Beschäftigungs-
verhältnisse in Berlin objektiv besser (höhere 
 Bezahlung, Regelbeschäftigungszeit von 40 Mo-
nats  stunden, Regelvertragslaufzeit von vier Se-
mestern, eigener Personalrat für studentische Be-
schäftigte). Deshalb ist es wenig verwunderlich, 
dass die Zufriedenheit in Berlin deutlich höher 
ausfällt. Ebenfalls bestehen deutliche Unter-
schiede in den Rekrutierungswegen. Während die 
Relevanz von Stellenausschreibungen (mit Betei-
ligung der Personalvertretung) in Berlin erheblich 
höher ist (55 bzw. 21%), besteht in Marburg       
ein Übergewicht „persönlicher Auslese“ (23 bzw. 
50%) (GEW 2004; ver.di/GEW 2006). Für die 
Gruppe der studentischen Beschäftigten kann 
also bilanziert werden, dass nach dem in Berlin 
praktizierten Beschäftigungsmodell insgesamt 
bessere Arbeitsbedingungen bestehen und die 
 Zufriedenheit höher ist. Dies liegt vermutlich in 
der Existenz eines eigenen Tarifvertrags für stu-
dentische Beschäftigte seit Anfang der 1980er 
Jahre begründet. 

3.6 Die Beschäftigungsbedingungen von   
 Lehrbeauftragten

Außer den studentischen und wissenschaftlichen 
Hilfskräften gibt es noch eine weitere große 
 Gruppe von Personen, die nebenberufl ich an der 
Hochschule tätig sind: die Lehrbeauftragten. Aus 
verschiedenen Gründen ist es sinnvoll, auf diese 
Gruppe gesondert einzugehen. Zum Ersten zeigt 
die Statistik, dass ihre Zahl in den letzten Jahren 
deutlich angewachsen ist (vgl. Tab. 8); und zum 
Zweiten deutet vieles darauf hin, dass es sich    
hier um eine Gruppe handelt, bei der Idealbild 
und Beschäftigungsrealität deutlich auseinander-
fallen.

Dem Anspruch nach ist der Lehrauftrag eine 
Möglichkeit für die Hochschulen, ihr Lehrange-
bot um zusätzliche Aspekte zu ergänzen, die sie 
anders nicht bereitstellen können. Die Idealfi gur 
des Lehrbeauftragten sind daher berufl ich ab ge-
sicherte Praktikerinnen oder Praktiker, die an der 
Hochschule um der akademischen Ehren  Willen 
lehren. Daher ist für diese Personen auch kein 
 sozialversicherungspfl ichtiges Beschäftigungs ver-
hältnis vorgesehen, sondern ein Auftrag, welcher 
von der Hochschule einseitig erteilt und mit ei-
ner Aufwandsentschädigung statt eines Gehalts 
entlohnt wird. Mit dieser pro Unterrichtsstunde 

Tabelle 8:

Nebenberufl iches wissenschaftliches Personal nach Gruppen 2000 bis 2007

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 4.4

Personalgruppe 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Gastprofessoren, 

Emeriti
1.974 2.029 1.690 1.450 1.406 1.178 1.416 1.235

Lehrbeauftragte 46.760 47.886 50.857 54.207 53.356 56.756 60.321 65.013

Wissenschaftliche 

Hilfskräfte
13.346 14.655 14.652 15.431 16.827 16.515 17.978 18.863

Zusammen 62.080 64.570 67.199 71.088 71.589 74.449 79.715 85.111
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gewährten Summe, die zwischen 15 und 35 Euro 
liegen kann, werden in den meisten Bundeslän-
dern alle Verpfl ichtungen der Hochschulen ab-
gegolten. Vor- und Nachbereitungszeit sowie Prü-
fungen und Beratung können nicht gesondert 
geltend gemacht werden.

So wenig über diese Gruppe an gesicherten 
Daten zur Verfügung steht, so deutlich ist doch 
das Bild, das wir gewinnen können. Die Mehrzahl 
der Lehrbeauftragten, so legen die Erhebungen 
und Expertenmeinungen nahe, trägt zwar in ganz 
erheblichem Umfang die Hochschullehre, lebt 
materiell und institutionell jedoch in äußerst pre-
kären Verhältnissen.16  

Entgegen der Modellvorstellung sind Lehr-
aufträge für einen erheblichen Teil dieser Gruppe 
die Haupterwerbsquelle. Monatliche Einkommen 
von unter 1000 Euro sind, das zeigt eine Berliner 
Studie (Clemens/Schlosser 2006), eher die Regel 
als die Ausnahme. Dies lässt sich nicht mit der 
Idee berufstätiger Praktikerinnen und Praktiker 
vereinbaren. Auch der Platz der Lehraufträge im 

Curriculum der Hochschulen unterscheidet sich 
deutlich von der Erwartung. Fast drei Viertel der 
Beauftragten in Berlin unterrichteten im Wahl-
pfl icht- oder Pfl ichtbereich und sind damit an der 
Grundlast des Studienangebots beteiligt. 

Die Situation der Lehrbeauftragten kann nur 
als prekär gedeutet werden. Ihr Einkommen liegt 
nach allen Daten, die uns zur Verfügung stehen, 
häufi g im Niedriglohnbereich. Trotz ihrer Rolle 
im Kernbereich der Lehre haben sie kaum indi-
viduelle Planungssicherheit und keinerlei Betei-
ligungsrechte an hochschulischen Angelegen-
heiten. Durch eine solche Praxis wird jedoch ein 
relevanter Teil der grundständigen Lehre an den 
Hochschulen abgedeckt. Hochschulen sind in 
vielen Regionen die größten Betriebe und setzen 
damit Standards für Beschäftigungsverhältnisse. 
Das Beispiel der Lehrauftragspraxis sollte in die-
sem Zusammenhang keine Schule machen. Zu-
dem ist kaum denkbar, dass diese Umstände sich 
nicht mittelfristig negativ auf die Qualität der 
Lehre auswirken.

16 Leider gibt es kaum empirische Daten zu dieser Gruppe. Einzig in Berlin wurde bisher versucht, die berufl iche und soziale Lage der Lehr-
beauftragten zu erheben (Clemens/Schlosser 2006).
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4. Partizipationsmöglichkeiten an Hochschulen

Zur Frage nach dem Arbeitsplatz Hochschule ge-
hören auch immer die Partizipationsbedingungen 
bzw. -möglichkeiten und die Partizipationspraxis 
der Beschäftigten. Die Hochschulen stellen hier 
in mehrfacher Hinsicht einen Sonderfall dar. So 
weisen sie im klassischen deutschen Modell ei-
nen Doppelcharakter auf. Sie sind zum einen öf-
fentliche Einrichtungen, die staatlicher Aufsicht 
und Steuerung unterliegen. Zum anderen haben 
sie aber traditionell eine korporative Verfassung, 
indem die Beschäftigten und die Studierenden 
immer auch als Mitglieder der Körperschaft Hoch-
schule verstanden wurden.

Diesem Charakter entspricht eine Doppel-
struktur der Beschäftigtenbeteiligung, die jedoch 
in der Summe für einen Großteil der Belegschaft 
weniger substantielle Mitbestimmungsrechte 
brachte, als es in der Privatwirtschaft der Fall war. 
In der Gruppenuniversität, die sich nach der Bil-
dungsreformphase in Westdeutschland Ende der 
1960er und zu Anfang der 1970er Jahre verfes-
tigte, waren alle sogenannten Statusgruppen (Pro-
fessorinnen und Professoren, wissenschaftliches 
Personal, Personal aus Technik und Verwaltung 
sowie Studierende) in den zentralen Gremien der 
Hochschulen (Senat, Konzil) und der Fachberei-
che/Fakultäten vertreten. Hier konnten sie Ein-
fl uss auf zentrale Fragen der Hochschulentwick-
lung nehmen. Real verblieb allerdings die ent-
scheidende Machtposition bei den Professorin-
nen und Professoren, die nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) zur Wissen-
schaftsfreiheit von 1973 über eine ausschlag-
gebende Mehrheit in den Gremien der Gruppen-
hochschule verfügen mussten, wenn Angelegen-
heiten von grundlegender Bedeutung für For-
schung und Lehre entschieden wurden. Somit 
verfügen die anderen Statusgruppen auch in der 
„Gruppenhochschule“ nur über abgestufte Be-
teiligungsrechte.

Neben den Vertreterinnen und Vertretern 
der Beschäftigten in der akademischen Selbstver-
waltung besaßen und besitzen die Hochschulen 
als Teil des öffentlichen Dienstes stets auch einen 
Personalrat. In manchen Bundesländern können 
es auch mehrere sein, wenn eine Differenzierung 
nach Beschäftigtengruppen erfolgt. Auf der Basis 
der jeweiligen Landespersonalvertretungsgesetze 
nimmt der Personalrat den Schutz der Interessen 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern so-
wie Beamtinnen und Beamten in der Hochschule 
wahr. Aus ähnlichen Gründen wie die nicht-pro-
fessoralen Mitglieder in Senat, Fachbereichs- und 
Fakultätsräten müssen aber auch die Personalräte 
einige Einschränkungen bei der Verfolgung dieses 
Zieles hinnehmen (siehe Kap. 4.2). Weder an der 
akademischen Selbstverwaltung noch an den Per-
sonalräten geht die aktuelle Entwicklung spurlos 
vorbei, sodass ein genauerer Blick auf die Reform-
auswirkungen in diesem Bereich dringend gebo-
ten ist.

4.1 Die akademische Selbstverwaltung:   
 Zum Verhältnis zwischen Leitung und  
 Gremien

Während in der Gruppenhochschule die Gre-
mien und in ihnen die Gruppe der Professoren 
eine zentrale Stellung einnahmen, defi nieren die 
Landeshochschulgesetze inzwischen vielfach Rek-
torat oder Präsidium als zentrales Organ der Hoch-
schule. Den Gremien bleiben in unterschiedlichen 
Ausprägungen Mitsprache- oder Stel lungnah me-
rechte. Zusätzliche Unabhängigkeit neben der 
Einbindung externer Expertise sollen der Hoch-
schulleitung in vielen Bundesländern Hochschul-
räte oder Kuratorien bringen, die in der Regel 
mehrheitlich mit externen Mitgliedern besetzt 
sind, bei denen Vertreterinnen und Vertreter aus 
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der Wissenschaft und von Unternehmen domi-
nieren. Vertreterinnen und Vertreter der ‚Arbeit-
nehmerseite‘ sind in den Hochschulräten dage-
gen kaum zu fi nden (Bogumil u.a. 2007). Sie ver-
fügen vielfach über weitgehende Rechte, etwa bei 
der Wahl oder Abwahl der Hochschulleitung. 
Übten früher die internen Gremien den meisten 
Einfl uss auf Entscheidungen der Hochschule aus, 
so tun dies heute die Hochschulleitungen. Kodifi -
zierter Ausdruck dieses Wandels ist die in vielen 
Hochschulgesetzen umgekehrte Zuständigkeits-
vermutung. Zuvor waren die zentralen Gremien 
immer dann entscheidungskompetent, wenn das 
Gesetz nichts anderes vorsah. Nun sind es die 
Hochschulleitungen, die im Falle gesetzlich un-
geklärter Entscheidungsspielräume zum Zuge 
kommen. Die Aushandlung der Zielvereinbarun-
gen mit den zuständigen Ministerien sowie mit 
den Fachbereichen fällt der Hochschulleitung 
ebenso zu wie die Verteilung von Ressourcen. 

Diese Konzentration von Entscheidungs-
macht folgt einer doppelten Zielstellung: Sie soll 
die Hochschulen strategiefähiger machen und 
ihre internen Entscheidungsabläufe rationali-
sieren (vgl. Pinkwart 2007). Den diffusen und 
von Zufälligkeiten abhängigen Entscheidungspro-
zessen der Gremien, die von Organisationsfor-
scherinnen und -forschern vielfach als „garbage-
can-decisionmaking“ (Cohen/March/Olsen 1972) 
beschrieben wurden, soll ein strategisches Top-
Down-Modell klarer Verantwortlichkeiten gegen-
übergestellt werden. Entsprechend sollen auf der 
mittleren Organisationsebene die Dekaninnen 
und Dekane gegenüber den Fachbereichs- oder 
Fakultätsräten eine ähnlich starke Stellung ein-
nehmen. 

Unabhängig von der Realitätstauglichkeit 
solcher Modelle bedeutet die Reduzierung der 
Entscheidungskompetenzen der Gremien eine 
Neubestimmung des Einfl usses der verschiedenen 
Beschäftigtengruppen. Während die Professorin-
nen und Professoren als Statusgruppe mit der sin-
kenden Bedeutung der Gruppenhochschule zu-
mindest an formaler Macht verlieren, können 
einzelne Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler mit Reputation und entsprechender Dritt-
mittelbilanz in diesem neuen System eher besser 

Einfl uss nehmen als zu früheren Zeiten, als die 
korporative Macht der Gremien individuelle Ab-
sprachen zwischen Leitungsorganen und einzel-
nen Professorinnen und Professoren erschwerte. 
Für die anderen Gruppen der Hochschulmit-
glieder waren die Gremien schon immer eher ein 
Ort der Diskussion oder Information. Ihr Einfl uss 
auf die Entscheidungen war im alten Modell ge-
ring und so bleibt es auch im neuen. Wie weit die 
Umschichtung von Steuerungsmacht von den in-
ternen Gremien zur Hochschulleitung und zum 
Hochschulrat tatsächlich reicht, ist von einer Rei-
he von Faktoren abhängig. Dazu gehören neben 
dem formalrechtlichen Aspekt auch die Orientie-
rung des jeweiligen Rektorats oder Präsidiums 
und der steuerungsmächtigen Akteure vor Ort im 
Hinblick auf die Einbindung der verschiedenen 
Gruppen in Entscheidungsprozesse. Es bleibt aber 
festzuhalten, dass die Artikulation von Beschäf-
tigteninteressen in den aktuellen Reformkonzep-
ten offensichtlich keine wesentliche Rolle spielt.

4.2 Partizipationsmöglichkeiten der   
 Personalräte

Die Kompetenzen der Personalräte werden in  
den Personalvertretungsgesetzen (PersVG) auf 
Länderebene geregelt. Die Regelungen unter-
scheiden sich im Detail, aber grundsätzlich sind 
die Mit bestimmungsmöglichkeiten im öffent-
lichen Dienst, verglichen mit denen, die das Be-
triebsverfassungsgesetz (BetrVG) für Betriebsräte 
in der Privatwirtschaft vorsieht, stark einge-
schränkt. Daran hat auch der Trend zur Stärkung 
der Hochschulautonomie nichts geändert: Mit 
der Ausweitung der Entscheidungskompetenz 
von Hochschulleitungen ist nicht in gleicher 
Weise eine Ausweitung der Mitbestimmungs-
möglichkeiten der Personalräte einhergegangen. 
Alle PersVG billigen den Personalräten Mitbe-
stimmungs- und Mitwirkungsrechte in personel-
len und sozialen Angelegenheiten zu. Die gesetz-
lich festgelegten Hauptaufgaben der Personal räte 
bestehen jedoch in der Wahrnehmung der Schutz-
rechte der Beschäftigten. Entsprechend werden 
ihnen im Bereich des Arbeitsschutzes und der in-



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

42

17 Diese Übersicht basiert auf einer Zusammenstellung von Eva Zeppenfeld, Universität Duisburg-Essen, die an eine unveröffentlichte 
Dokumentation von Claudia Kleinwächter vom GEW-Hauptvorstand anknüpft (vgl. auch Kleinwächter 2008).

dividuellen Vertragsangelegenheiten die stärks-
ten Mitbestimmungsrechte zugebilligt. Auch in 
diesem Bereich sind die Interessenvertreterinnen 
und -vertreter an Hochschulen selbst gegenüber 
ihren Amtskolleginnen und -kollegen in anderen 
Teilen des öffentlichen Dienstes nochmals 
schlechter gestellt. Dies betrifft z.B. das Ausklam-
mern bestimmter Beschäftigtengruppen aus dem 
Zuständigkeitsbereich der Personalvertretung. 
Während die Professorinnen und Professoren 
grundsätzlich ausgenommen sind, kommen je 
nach Bundesland noch weite Teile des „Mittel-
baus“ hinzu (Tab. 9). Selbst für diejenigen, die 
 übrig bleiben, ist der Personalrat noch nicht in 
jedem Fall zuständig. Einige Länder schreiben 
vor, dass die Interessenvertretung erst auf Antrag 
der Beschäftigten ihre Mitwirkungsrechte wahr-
nimmt. Die meisten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter wissen nach Einschätzung der Personal-
räte aber gar nichts von dieser Regelung. 

Hier hervorzuheben ist in dieser Hinsicht 
Sachsen-Anhalt, welches sämtliche Drittmittelbe-
schäftigte von der Mitbestimmung ausschließt. 

Berücksichtigt man das besondere Profi l wissen-
schaftlicher Erwerbsarbeit (siehe Kap. 3.2 und 
3.3), so wird schnell deutlich, dass die beschränkte 
Zuständigkeit die grundsätzliche Ferne der Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler gegen-
über kollektiver Interessenvertretung noch unter-
stützt. Hinzu kommt, dass in den meisten Bun-
desländern für den sogenannten „Mittelbau“ die 
Beteiligungsrechte des Personalrats abgeschwächt 
werden. Für diese Gruppe sprechen die PersVG 
oft von Mitwirkung, wo bei anderen Gruppen 
von Mitbestimmung die Rede ist. 

Während die hauptberufl ich beschäftigten 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler prin-
zipiell von den Personalräten vertreten werden 
können, ist das bei der wachsenden Zahl der 
Lehrbeauftragten gänzlich ausgeschlossen. Diese 
Personen, die angesichts ihrer schwierigen Ar-
beitsbedingungen (siehe Kap. 3.6) einen erhöh-
ten Bedarf an Beratung und Vertretung haben 
dürften, stehen jedoch nicht in einem sozialver-
sicherungspfl ichtigen Beschäftigungsverhältnis, 
unterliegen damit nicht dem PersVG und kom-

Tabelle 9:

Gruppenvertretung und beschränkte Vertretungsrechte der Personalräte im Ländervergleich

BB= Brandenburg, BW= Baden-Württemberg, BE= Berlin, BY= Bayern, HB= Bremen, HE= Hessen, HH= Hamburg, 
MV= Mecklenburg-Vorpommern, NI= Niedersachsen, NW= Nordrhein-Westfalen, RP= Rheinland-Pfalz, 
SH= Schleswig-Holstein, SL= Saarland, SN=Sachsen, ST= Sachsen-Anhalt, TH= Thüringen17

Vorhanden Nicht vorhanden

Eigenständiger Personalrat 

für die Wissenschaftlerinnen 

und Wissenschaftler

BB, HH, MV, NW, SL, SH
BW, BE, BY, HB, HE, NI, 

RP, SN, ST, TH

Repräsentation von stud./wiss. 

Hilfskräften
BW, BY, BE(eigener PR), ST, SH

BB, HE, HH, MV, NI, NW, 

RP, SN, TH

Vertretung von wiss. 

Mitarb. nur auf Antrag
BB, BW, MV, NW, RP, SL, SN, TH BE, BY, HB, HE, HH, NI, SH, ST
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men für die Personalratsarbeit somit nicht in 
 Betracht. Wachsen Gruppen wie die der befristet 
Beschäftigten, der wissenschaftlichen und stu-
dentischen Hilfskräfte oder die der Lehrbeauf-
tragten an, während Dauerbeschäftigung abge-
baut wird, und werden zunehmend Personen-
gruppen aus dem Wirkungsbereich des PersVG 
ausgenommen, so bedeutet das auch eine schlei-
chende Erosion der Organisationsfähigkeit der 
Personalräte. Diese Entwicklung wird in den ak-
tuellen Reformprozessen bislang nicht abge-
bremst, sondern sogar verstärkt. 

Die Hochschulleitungen beziehen die Per-
sonalräte häufi g spät und nur sehr eingeschränkt 
in Entwicklungsprozesse ein. Die Gründe dafür 
sind vielschichtig, von zentraler Bedeutung ist 
hierbei jedoch, dass die PersVG eine Beteiligung 
erst am Ende von Entscheidungsprozessen vor-
schreiben. Neben den schon beschriebenen Mit-
bestimmungshürden leistet dem möglicherweise 
auch das Selbstbild der Personalräte Vorschub. 
Bei vorangegangenen Studien zum Gestaltungs-
anspruch von Personalräten haben wir eine stark 
auf die Kernaufgaben beschränkte Interpretation 
von Vertretungsarbeit gefunden (Dörre/Neis 
2009). 

Die ohnehin schon beschränkten Einfl uss-
möglichkeiten geraten durch die Hochschulre-
formen zusätzlich unter Druck. Der sogenannte 
„Mittelbau“ hat einen hohen Anteil der gewach-
senen Hochschulaufgaben zu bewältigen und tut 
dies – je nach Fächergruppe – unter zunehmend 
schlechten Beschäftigungsbedingungen (siehe 
Kap. 3.2). Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mit-
arbeiter, insbesondere die Sekretariate, sehen sich 
mit erheblich veränderten Arbeitsanfor derungen 
konfrontiert, die sie teils als quanti tative Über-
forderung, teils als qualitative Unterforderung 
 erleben (siehe Kap. 3.1). Wenn in diesen Prozes-
sen beispielsweise durch die Änderung der 
 Rechtsform von Hochschuleinrichtungen Tarif-
bindungen erodieren oder institutionelle Inter-
ventionsmöglichkeiten (z.B. das Stufenverfahren) 
ihre Gültigkeit verlieren, stellen sich den Perso-
nalvertretungen neue Herausforderungen, denen 
sie aber nur noch eingeschränkt mit den traditio-
nellen Instrumenten begegnen können. 

4.3 Fazit: Erhebliche Herausforderungen   
 für die Beschäftigtenpartizipation

Sowohl im Bereich der akademischen Selbstver-
waltung als auch bei den Personalräten ist eine 
schwierige Gemengelage von neuen Gestaltungs-
herausforderungen und stagnierenden oder gar 
erodierenden Partizipationsmöglichkeiten festzu-
halten. Diese Entwicklung ist nicht nur aus der 
Perspektive der Beschäftigten mit Sorge zu be-
trachten. Eine neue Perspektive für die Beschäf-
tigtenpartizipation muss auch im Interesse der 
Hochschulen liegen. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter erleben sich ohnehin eher als Objek te 
denn als Subjekte der aktuellen Umgestaltungs-
prozesse des Arbeitsplatzes Hochschule. Die Be-
reitschaft, sich auf solche Veränderungen ein-
zulassen, ist jedoch massiv davon abhängig, ob 
sich die Mitglieder einer Organisation noch mit 
ihr identifi zieren können, mit anderen Worten, 
ob auch die innere Legitimation der Hochschule 
intakt ist. Die Befunde, insbesondere aus dem 
 Bereich des technischen und Verwaltungsperso-
nals, deuten darauf hin, dass hier erhebliche 
 Probleme für die Hochschulen entstehen kön-
nen. Eine Belegschaft mit geringen Mitbestim-
mungsmöglichkeiten ist also nur auf den ersten 
Blick eine attraktive Perspektive für den Arbeitge-
ber. Vor diesem Hintergrund ist es eine wichtige 
Aufgabe, die Frage der Partizipation wesentlich 
stärker in die Reform des Arbeitsplatzes Hoch-
schule einzubeziehen. Eine auf Flexibilität und 
strategische Steuerung ausgerichtete „Dienstleis-
tungshochschule“ ist nur durch ein hohes Maß 
an Engagement der Beschäftigten zu erreichen. 

Ansatzpunkte für eine den Gegebenheiten 
moderner Hochschulen angepasste Partizipations-
politik liegen ganz wesentlich in der Integration 
weiterer Teile der haupt- und nebenberufl ich Be-
schäftigten in den Zuständigkeitsbereich der Per-
sonalvertretung. Dazu gehört neben rechtlichen 
Voraussetzungen auch die Bereitschaft der Vertre-
terinnen und Vertreter, sich auf neue Gruppen 
(z.B. befristet Beschäftigte, Lehrbeauftragte) ein-
zulassen. Wichtig ist weiterhin eine Einbeziehung 
der Beschäftigten und ihrer Interessenvertre-
tungen in Entwicklungs- und Entscheidungspro-
zesse von Beginn an.
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5.  Die Zukunft von Arbeit und Beschäftigung an den Hochschulen – 

 einige Handlungsempfehlungen

Fassen wir noch einmal zusammen: Unter der Be-
zeichnung „unternehmerische Hochschule“ fi n-
den seit geraumer Zeit Veränderungen (nicht nur) 
der deutschen Wissenschaftslandschaft statt, die 
man ohne zu übertreiben als gravierend bezeich-
nen kann. Zwar bezeichnet das Label „unterneh-
merisch“ in der Realität eine höchst komplexe, 
keineswegs kohärente und mitunter geradezu 
 widersprüchliche Gemengelage von Einzelmaß-
nahmen und sehr kleinteiligen Veränderungen; 
und es ist auch noch unklar, ob die Reformen 
 jemals jenes Stadium erreichen, das in der ameri-
kanischen Debatte als „academic capitalism“ be-
zeichnet wird. Doch schon jetzt ist unübersehbar, 
dass sich mit der Transformation der Hochschu-
len zugleich die Beschäftigungsverhältnisse, die 
Arbeitsprozesse und Arbeitsbedingungen ihrer 
Mitglieder erheblich verändern – und das, vor-
sichtig gesprochen, nicht immer zum Besseren. 
Wer allerdings auf ein Scheitern der Reformen 
setzt und im Stillen auf eine Rückkehr zu alten 
Verhältnissen hofft, leistet sich einen doppelten 
Selbstbetrug. Denn erstens waren die alten Ver-
hältnisse, zumal unter Beschäftigungsgesichts-
punkten, alles andere als optimal und zweitens 
ist die Hoffnung auf eine Wiederkehr der alten 
Alma Mater trügerisch, weil sich die gesellschaft-
lichen Anforderungen an das Wissenschaftssys-
tem im Allgemeinen und an die Hochschulen im 
Besonderen irreversibel verändert haben. Die 
 bisher von uns geäußerte Kritik gegenüber dem 
Modell und den Instrumenten der „unterneh-
merischen Hochschule“ würde es eigentlich er-
forderlich machen, im Folgenden ein umfas-
sendes Alternativkonzept zu entwickeln. Dies ist 
aber im gesetzten Rahmen dieses Memorandums 
nicht zu leisten. Deshalb müssen wir uns darauf 
beschränken, einige Vorschläge zu machen, wie 
den aus unserer Sicht problematischsten Ent-

wicklungen am Arbeitsplatz Hochschule sinnvoll 
begegnet werden kann.

Wer den Veränderungsprozess politisch be-
einfl ussen und gestalten will, ist gut beraten, 
wenn er sich den zwieschlächtigen Charakter der 
„unternehmerischen Hochschule“ vergegenwär-
tigt. In ökonomistisch, ja geradezu betriebswirt-
schaftlich verzerrter Form sucht dieses Projekt 
 einer säkularen Entwicklung zu entsprechen, die 
der Wissenschaftshistoriker John Desmond Ber-
nal (1978/1954) einst als Tendenz zur Vergesell-
schaftung der Wissenschaften beschrieben hat. 
Manches was Bernal seinerzeit prognostizierte, 
etwa die Herausbildung einer „Wissenschaft von 
der Wissenschaft“, ist inzwischen zumindest in 
Ansätzen Realität. Anderes, wie etwa Bernals pro-
grammatische Äußerung, es sei „ein Anliegen des 
Wissenschaftlers, zumindest während eines Teils 
seiner Zeit, sein Spezialgebiet zu verlassen und 
mit allen gleichgesinnten Menschen der verschie-
densten Schichten … zusammenzuarbeiten, um 
zu erreichen, dass eine Gesellschaftsordnung er-
richtet wird, welche die Wissenschaft zweckent-
sprechend verwendet“ (Bernal 1978: 1197), 
scheint auf den ersten Blick utopisch, ja geradezu 
naiv. Bei näherem Hinsehen zeigt sich jedoch, 
dass die „unternehmerische Universität“ einen – 
freilich ins enge Korsett ökonomischer Effi zienz-
kalküle gezwängten – Versuch enthält, die latente 
Vergesellschaftung der Produktion und Anwen-
dung wissenschaftlichen Wissens in eine organi-
satorische Form zu bringen, die dem heutigen 
Niveau der Produktivkraftentwicklung entspricht. 
Führt man sich dies vor Augen, so wird man im 
aktuellen Transformationsprozess auf Vieles sto-
ßen, was sich als Ansatzpunkt für gestalterische 
Politik eignet. Das gilt insbesondere für den wis-
senschaftlichen Arbeitsprozess selbst, der, ob-
gleich stets auf die kreativen Fähigkeiten einzel-
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ner Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
angewiesen, mehr und mehr zu einem kollek-
tiven Unterfangen wird, in das alle Beschäftig-
tengruppen der Hochschule eingebunden sind. 
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit und ohne 
jeglichen Ehrgeiz, eine weitere Blaupause für effi -
zienten Organisationswandel zu liefern, wollen 
wir abschließend auf einige dieser Ansatzpunkte 
hinweisen. Unsere zentrale Botschaft lautet: Uni-
versitäten und Fachhochschulen, die ihre wissen-
schaftliche Leistungsfähigkeit steigern wollen, 
sind zwingend darauf angewiesen, die Arbeits-
bedingungen ihrer Beschäftigten – der Professo-
rinnen und Professoren, der wissenschaftlichen 
wie nicht akademischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter – positiv zu gestalten. Die Arbeitsbe-
dingungen müssen offensiv und mit dem An-
spruch der Nachhaltigkeit zum Thema gemacht 
werden. Denn das „Unternehmen Hochschule“ 
basiert auf Arbeit, auf der Arbeit aller ihrer Mit-
glieder, auch wenn dies den Beschäftigten selbst 
häufi g gar nicht bewusst ist. Eine solche Sicht un-
terstreicht im Übrigen die Notwendigkeit einer 
tarifvertraglichen Ausgestaltung der Arbeitsbe-
dingungen aller Beschäftigtengruppen an der 
Hochschule unter Berücksichtigung wissenschafts-
spezifi scher Besonderheiten. Konzepte hierfür lie-
gen seit geraumer Zeit vor (vgl. ver.di 2004). Da-
rüber hinaus schlagen wir folgende Weichenstel-
lungen für eine neue Hochschul- und Wissen-
schaftspolitik vor: 

5.1 Die Unterfi nanzierung des 
 Wissenschaftssystems überwinden

Nach wie vor ist die chronische Unterfi nanzie-
rung von Universitäten und Fachhochschulen 
ein zentrales Problem des deutschen Wissen-
schaftssystems. Negative Wirkungen des Neuen 
Steuerungsmodells erklären sich auch daraus, 
dass ein Wettbewerb zwischen Hochschulen bei 
gedeckelten Budgets zwangsläufi g Gewinner und 
Verlierer erzeugt. Was den einen gegeben wird, 
muss den anderen – jedenfalls tendenziell – ge-
nommen werden. Auf die Dauer könnte dies un-
gewollt Lock-in-Effekte erzeugen. Das heißt, die 
Konzentration und Zentralisation von Geldern 

bei den Siegern des Wettbewerbs könnten die 
Verlierer in eine Abwärtsspirale (schlechtere Ar-
beits- und Studienbedingungen, weniger attrak-
tivere Standorte, geringere Forschungsleistungen 
sowie sinkende Studierendenzahlen) zwingen. 
Mögliche Breiteneffekte von Exzellenz- und För-
derprogrammen würden so verspielt. Dem muss 
entschlossen entgegengesteuert werden. Da als 
Folge der Bewältigung der globalen Finanz- und 
Überakkumulationskrise in Zukunft drastische 
Sparprogramme der öffentlichen Hand drohen, 
müssen schon jetzt Sicherungsmechanismen ge-
schaffen werden, die – wie es die protestierenden 
Studierenden gefordert haben – einen „Schutz-
schirm“ für das Bildungssystem ermöglichen. Im 
Einzelnen empfehlen wir:
• Die Schaffung von 4.000 neuen Professuren. 

Ein entsprechendes Programm, wie es mit Ab-
wandlungen auch die Hochschulrektorenkon-
ferenz gefordert hat, würde für den wissen-
schaftlichen Nachwuchs neue Karriereoptio-
nen schaffen, den Überhang an qualifi zierten 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 
abbauen, den brain drain ins Ausland, den es 
in manchen Fächern gibt, reduzieren und vor 
allem die Rahmenbedingungen in der For-
schung und insbesondere auch in der Lehre 
entscheidend verbessern.

• Zwei Drittel der neu geschaffenen Professuren 
müssen zwingend von Frauen besetzt werden, 
um deren Unterrepräsentanz im Wissenschafts-
system allmählich zu verringern. Sind die 
Hochschulen nicht in der Lage, geeignete 
Frauen zu berufen, sollen die Stellen vorläufi g 
unbesetzt bleiben. Auf diese Weise würde auch 
für Fächergruppen mit einem geringen Frau-
enanteil, wie den Ingenieurwissenschaften, 
Anreize geschaffen, Frauen stärker zu qualifi -
zieren und auch in höherem Maße zu beschäf-
tigen.

• Zur Finanzierung zusätzlicher Bildungsausga-
ben muss über einen „Bildungssoli“ nachge-
dacht werden, der – zumindest teilweise – an 
die Stelle des alten Solidaritätszuschlags treten 
könnte, aber zweckgerichtet zur Förderung 
des Bildungs- und Wissenschaftssystems im 
gesamten Land einzusetzen wäre. Dieser „Bil-
dungs-Soli“ würde an den von Bund und Län-
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dern getragenen Hochschulpakt 2020 und das 
Modell des „Vorteilsausgleichs“, das der Berli-
ner Wissenschaftssenator Jürgen Zöllner wie-
der verstärkt in die Diskussion gebracht hat, 
anknüpfen. Dieses Modell sieht auch vor, dass 
sich die „Heimatbundesländer“ an den Studi-
enkosten beteiligen, wenn Studierende in 
einem anderen Bundesland ausgebildet wer-
den. 

5.2 Die Attraktivität der ostdeutschen   
 Hochschulen stärken

In diesem Zusammenhang ist es sinnvoll und 
notwendig, die ostdeutschen Universitäten und 
Fachhochschulen zusätzlich zu fördern. Statt un-
ter Hinweis auf den demografi schen Wandel im-
mer wieder die Option zur Schließung ganzer 
Einrichtungen in die Debatte zu bringen, muss 
zunächst dafür gesorgt werden, dass ein Teil der 
steigenden Nachfrage nach Studienplätzen in 
den alten Ländern durch die ostdeutschen Hoch-
schulen aufgefangen wird. Das ist nur möglich, 
wenn die Studien-, Arbeits- und Lehrbedingun-
gen insgesamt verbessert werden. Wir empfehlen:
• Eine Teilfi nanzierung der Hochschulausgaben 

muss, wie es teilweise schon jetzt Praxis ist, 
durch Umlagen aus den von den Leistungen 
der (ostdeutschen) Hochschulen profi tierenden 
(westdeutschen) Ländern im Sinne eines „Vor-
teilsausgleichs“ fi nanziert werden. Der „Bil-
dungssoli“ könnte für eine solche Umlage 
 genutzt werden und den Hochschulpakt auf 
eine dauerhafte Basis stellen.

• Einen „Experimentierraum Ost“, der die Erpro-
bung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeitssituation an den Hochschulen ermög-
licht. Dieser Experimentierraum sollte durch 
Bundesmittel für geeignete Projekte gefördert 
werden. Nicht nur, aber insbesondere in die-
sem Experimentierraum sollten hierbei be-
wusst solche Projekte gefördert werden, die die 
gro ßen gesellschaftlichen Zukunftsaufgaben 
(Ener gie wende, Hunger- und Ernährungskrise, 
globale Ungleichheiten etc.) interdisziplinär und 
mit einem über das Technokratische hinaus-
gehen den Innovationsverständnis bearbeiten.

5.3 Die Hochschulen für Berufstätige   
 öffnen

Soll lebensbegleitendes Lernen nicht zur Phrase 
verkommen, ist eine Öffnung des Hochschul-
systems für Studienwillige aus der berufl ichen 
Praxis zwingend nötig. Diese alte Forderung von 
Gewerkschaften und Studierendenbewegungen 
ist von brennender Aktualität. Öffnung für Be-
rufstätige bedeutet, dass die bestehenden Mög-
lichkeiten zur Öffnung des Hochschulzugangs 
besser genutzt und gegebenenfalls erweitert wer-
den. Ziel muss es sein, ein dichtes und fl exibles 
System an Weiterbildungsmöglichkeiten zu schaf-
fen, das Berufstätigen neue Optionen eröffnet 
oder ihnen eine „Weiterbildungspause“ im Be-
rufsleben ermöglicht. In Ansätzen sind solche 
Studienprogramme an vielen Hochschulen längst 
Realität. Um solche Ansätze auszubauen, emp-
fehlen wir:
• Eine spezielle öffentliche Förderung von Wis-

senschafts-Praxis-Verbünden, die sich die Krea-
tion weiterführender Studiengänge zum Ziel 
setzen.

• Eine angemessene Grundfi nanzierung von 
„Zentren für Lebenslanges Lernen“ an jeder 
Hochschule, die die Weiterbildungsangebote 
und das Studienangebot für Menschen ohne 
schulische Hochschulzugangsberechtigung so-
wie auf diese Zielgruppe ausgerichtete Bera-
tungsangebote koordinieren und die Trägerin-
nen und Träger der Angebote bei der curricu-
laren Entwicklung und der operativen Durch-
führung unterstützen.

• Ein fl exibles Finanzierungssystem, das sich ne-
ben ausreichenden öffentlichen Mitteln auch 
auf Beiträge der profi tierenden Unternehmen 
sowie der Nutzerinnen und Nutzer stützt, so-
fern das weiterbildende Studium nicht ein 
grundständiges Studium im Rahmen einer in-
dividuellen Weiterbildungsstrategie darstellt.

• Eine großzügige Einbeziehung von fi nanz-
schwachen älteren Studierwilligen in eine ent-
sprechende BAföG-Regelung.
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5.4 Neuen Tätigkeitszuschnitten 
 Rechnung tragen, neue Berufsbilder   
 und Karrierepfade schaffen

Ein entscheidender Punkt ist, dass sich – durch 
die Reformen beeinfl usst, vor allem aber wegen 
neuer gesellschaftlicher Anforderungen – die Tä-
tigkeitszuschnitte auf allen Ebenen des Wissen-
schaftssystems gravierend verändert haben. Ein 
forschungs- und drittmittelstarker Lehrstuhl (wir 
benutzen diese im Alltag der Universitäten noch 
immer gebräuchliche Bezeichnung, obwohl ihr 
im Grunde die Rechtsgrundlage fehlt) ist heute in 
manchen Fällen faktisch mit einem mittelstän-
dischen Betrieb vergleichbar, der sich innerhalb 
eines großen Unternehmens befi ndet. Damit ver-
ändern sich Aufgaben und Tätigkeitszuschnitte 
nicht nur der Professorinnen und Professoren, 
sondern auch der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter. Ein Hochschullehrer oder eine Hochschul-
lehrerin soll nicht nur in Forschung und Lehre 
exzellent sein, er/sie soll Forschungsgelder ein-
werben und verwalten, Projekte managen, in Öf-
fentlichkeit, Presse, Funk und Fernsehen präsent 
sein, Doktorandinnen und Doktoranden zum 
Ziel führen, Fachkongresse besuchen, internatio-
nale Netzwerke pfl egen, in den Hochschulgre-
mien den Wandel managen etc. pp. Eine Sekretä-
rin ist in einem solchen Kontext viel mehr als 
eine Bürokraft. Sie rechnet Projekte ab, redigiert 
Texte, managt Termine, hält Kontakte zu Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern, ist in die Organi-
sation von Konferenzen und Workshops einbe-
zogen, muss sich mit EDV-Problemen befassen 
und vieles andere mehr. Und auch die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, die dem wissenschaft-
lichen Nachwuchs zugerechnet werden, tanzen, 
sofern sie nicht als Doktorandinnen oder Dokto-
randen in einer Graduiertenschule angebunden 
sind, auf vielen, häufi g auf zu vielen Hochzeiten. 
Hinzu kommt, dass im Rahmen der Studien-
reform neue Anforderungen an die Organisation, 
Bewerbung und Realisierung von Bachelor- und 
Masterstudiengängen entstanden sind. Was in au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen längst 
üblich ist, wird an den Universitäten und Fach-
hochschulen dringend und in größerem Maßstab 
benötigt – die Beschäftigung spezieller Wissen-

schaftskoordinatorinnen und -koordinatoren. 
Wir empfehlen:
• Den gezielten Einsatz von übergreifenden Stra-

tegien des Personalmanagements und der Per-
sonalentwicklung, die die gesamte Hochschule 
umfassen und alle Beschäftigtengruppen ein-
schließen.

• Eine genaue, wissenschaftlich gestützte Erfas-
sung der Veränderung von Tätigkeitszuschnit-
ten auf allen Ebenen des Hochschulsystems – 
angefangen bei der Sekretärin bis hin zum 
 Professor und zur Professorin.

• Die offensive Entwicklung neuer Berufsbilder 
mit entsprechenden Qualifi zierungs- und Berufs-
wegen sowie angemessener Bezahlung. Der Wis-
senschaftskoordinator oder die Wissenschafts ko-
ordinatorin sind hierfür ein gutes Beispiel.

• Die Öffnung neuer Berufswege auch für Bewer-
bungen aus der Gruppe des sogenannten nicht-
wissenschaftlichen Personals. Ihnen müssen 
spezielle Weiterbildungsprogramme und Auf-
stiegsmöglichkeiten angeboten werden.

• Die Unterstützung eines professionellen Perso-
nalmanagements in den Arbeitsbereichen und 
an den Lehrstühlen. Personalgespräche und 
Zielvereinbarungen sollten als Instrumente 
 einer soliden Personalplanung obligatorisch 
werden. Ziel solcher Vereinbarungen muss es 
jedoch sein, wechselseitig verbindliche Verein-
barungen zu schaffen. Die einseitige Stärkung 
von Abhängigkeits- und Autoritätsverhältnis-
sen, etwa durch die Gewährung von „Nasen-
prämien“ durch die jeweiligen Vorgesetzten, 
ist dysfunktional.

5.5  Regulierte Flexibilität ermöglichen

Sicher bieten die Hochschulen noch immer genü-
gend Möglichkeiten, Nischen zu nutzen, um die 
Arbeitsbelastung in Grenzen zu halten. Wir ge-
hen aber davon aus, dass dies zunehmend Hand-
lungsstrategien von Minderheiten sind, die den 
„Kampf um Anerkennung“ im Wissenschafts-
system im Grunde aufgegeben haben. Deutlich 
relevanter ist eine völlig anders gelagerte Proble-
matik. Sie betrifft gerade die Gruppen der beson-
ders aktiven Professorinnen und Professoren so-
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wie deren akademische wie nichtakademische 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ein Großteil 
der besonders aktiven Beschäftigten vermag – ge-
rade weil sie ihre Arbeit besonders gut machen 
möchten – den ständig wachsenden Berg an Auf-
gaben nicht oder zumindest nicht mehr in allen 
Bereichen gut zu bewältigen. Die im Text ange-
sprochene „Temporalinsolvenz“ von Professo-
rinnen und Professoren sowie – so muss man er-
gänzen – ihren Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern ist längst kein Einzelfall mehr. Dort muss 
und kann gegengesteuert werden, indem es Pro-
fessorinnen und Professoren sowie Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern ermöglicht wird, Be-
lastungen zu reduzieren und Aufgaben abzuge-
ben, um zumindest zeitweilig bestimmte Schwer-
punktsetzungen bei den eigenen Tätigkeiten vor-
nehmen zu können. Wir empfehlen:
• Eine Politik regulierter Flexibilität, die aktive 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
 sowie ihren Mitarbeiterstab belohnt statt be-
straft. Hierzu sollte auch die Möglichkeit ge-
hören, zeitlich begrenzt und abhängig von 
den jeweiligen Arbeitsschwerpunkten das 
Lehrdeputat anzupassen. Auf Beschluss des 
 jeweiligen Fakultäts- oder Fachbereichsrates 
könnten so zeitweilige „Umverteilungen“ der 
Zeit für Lehre und Forschung zwischen An-
gehörigen der gleichen Beschäftigtengruppe, 
also zwischen Professorinnen und Professoren 
sowie zwischen wissenschaftlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern erfolgen. Hierzu 
gehört auch, dass außergewöhnliche Anstren-
gungen in der Lehre und bei der Nachwuchs-
betreuung ebenfalls honoriert werden – etwa 
mit zusätzlichen Freisemestern.

• Regulierte Flexibilität muss auch für die wis-
senschaftlichen und nichtwissenschaftlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter möglich sein; 
z.B. durch garantierte Qualifi zierungszeiten, die 
durch außergewöhnliche Aktivitäten und Be-
lastungen erworben werden können.

• Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
müssen in Planungsvereinbarungen mit der 
Hochschule auf fünf Jahre Phasen festlegen 
können, in denen sie Schwerpunkte bilden 
dürfen. Dazu kann neben den klassischen Auf-
gaben der Hochschulen z.B. auch der Wissen-
schaftstransfer gehören.

• Um regulierte Flexibilitäten auf allen Beschäf-
tigungsebenen realisieren zu können, benö-
tigen Universitäten und Fachhochschulen ei-
nen fl exiblen Stellenpool, der genutzt werden 
kann, um Lücken im Lehrangebot auf qualita-
tiv hohem Niveau zu schließen. Ein solcher 
Stellenpool könnte auch genutzt werden, um 
die Aufstiegschancen des wissenschaftlichen 
Nachwuchses zu verbessern.

5.6 Gute Arbeit zum Leistungsparameter   
 der Hochschulen machen

Wissenschaft und Forschung samt den dahinter 
stehenden Leistungen müssen zunehmend als 
kollektiver Arbeitsprozess begriffen werden. Fakt 
ist, dass die Arbeitsbedingungen gerade für Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler oftmals 
von größerer Bedeutung sind als die – keinesfalls 
zu vernachlässigende – monetäre Vergütung. Die 
Bedeutung der Arbeitsbedingungen für die 
Leistungs- und Innovationsfähigkeit von Hoch-
schulen und den Erfolg von Reformen muss Ein-
gang in die politische Debatte fi nden. Die Güte 
der Arbeitsbedingungen ist ein Parameter, der Er-
hebliches über die Leistungsfähigkeit von Hoch-
schulen aussagt. Entsprechende Kriterien müssen 
daher auch bei den Leistungsbilanzen von Hoch-
schulen Berücksichtigung fi nden. Daher empfeh-
len wir:
• Einen Bottom-up-Prozess zur Entwicklung von 

Kriterien für gute Arbeit an Universitäten und 
Fachhochschulen. In die Erhebung und Defi -
nition dieser Kriterien sollen die Interessenver-
tretungen unmittelbar einbezogen werden.

• Aufbau eines Index „Gute Arbeit“ speziell für 
Hochschulen, der die Arbeitsbedingungen für 
wissenschaftliche und nicht-wissenschaftliche 
Beschäftigte transparent macht. Aufnahme 
eines entsprechenden Indikators in die ein-
schlägigen Ratings und Rankings.

• Pilotprojekte zur Gesundheitsprävention und 
zur ergonomischen Gestaltung von Arbeits-
plätzen, die die vorhandenen gesetzlichen Mit-
tel ausschöpfen. Vorreiter für eine partizipative 
betriebliche Gesundheitspolitik könnten hier-
bei die Hochschulen einer „Modellregion Ost-
deutschland“ werden.
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5.7 Mitarbeiterpartizipation stärken

In der aktuellen Situation nimmt sich die Mehr-
zahl der Beschäftigten nicht als Mitgestalter, son-
dern als Objekt von Hochschulreformen wahr. In 
einer Situation, in der ohnehin immer größere 
Aufgaben zu bewältigen sind (z.B. Anwachsen der 
Studierendenzahl), schmälert das die Bereitschaft, 
sich auf solche arbeitsintensiven und (in Bezug 
auf die eigene Position) möglicherweise risiko-
trächtigen Prozesse einzulassen. Teil des Problems 
ist, dass die Rechte der Beschäftigten und ihrer 
Interessenvertretung nicht im Gleichschritt mit 
den Reformen weiterentwickelt worden sind. Die 
Hochschulleitungen müssen die Beschäftigten 
aber früh und nachhaltig in die Gestaltung von 
Veränderungsprozessen einbeziehen. Dabei ge-
nügt es nicht, Senate und Fachbereichsräte um 
Stellungnahmen zu bitten und sich dabei still-
schweigend die Effektivitätsdefi zite dieser Gre-
mien zu Nutze zu machen, die ja immer wieder 
als Begründung für die Reform der internen Steu-
erung herangezogen werden. So wird der Schein 
erweckt, als besäßen die Beschäftigten einer 
Hochschule in Selbstverwaltung und Personal-
vertretung ausreichende Partizipationschancen, 
die zudem nicht einmal konsequent genutzt wür-
den. Real sind ihre Rechte z.B. im Vergleich zur 
Belegschaft eines Industrieunternehmens deut-
lich begrenzt. Wird der Weg zur „unternehme-
rischen Hochschule“ und zur „Professur als Be-
trieb“ weiter beschritten, muss das auch Kon-
sequenzen für die Interessenvertretung haben. 
Wir empfehlen daher:
• Die Ausweitung der Kompetenzen der Perso-

nalvertretung an Hochschulen angelehnt an 
die Bestimmungen des Betriebsverfassungsge-
setzes. Eine vorrangige Änderung dabei muss 
sein, dass Personalräte grundsätzlich auch wis-
senschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter vertreten und es dafür keiner einzel-
fallabhängigen Verwaltungsakte mehr bedarf.

• Die Interessenvertretung muss näher an die 
Kerne wissenschaftlicher Arbeit in den einzel-
nen Disziplinen heran. Die Stärkung der Ent-
scheidungskompetenzen auf Fakultätsebene 
macht das unerlässlich. Daher sollte es die 
Möglichkeit geben, auf der Ebene von Fakul-
täten oder auch größeren Instituten neue For-

men der Partizipation zu installieren. Diese 
Personen oder Gremien könnten an der Ge-
staltung der Arbeits- und Beschäftigungsbe-
dingungen und der Arbeit des Personalrats 
mitwirken.

• An großen Lehrstühlen bzw. in großen Arbeits-
bereichen sollten die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter die Möglichkeit haben, Spreche-
rinnen oder Sprecher zu wählen. Deren Aufga-
be wäre es, in Zusammenarbeit mit dem Per-
sonalrat die Personalgespräche mitzugestalten, 
die Aushandlung von Zielvereinbarungen zu 
begleiten, Gleichstellungsmaßnahmen zu for-
cieren und für eine transparente Personalpla-
nung zu sorgen.

• Eine verkürzte Amtsperiode von befristet Be-
schäftigten im Personalrat. Neben vielen ande-
ren Elementen hält auch die vierjährige Amts-
zeit von Personalräten befristet Beschäftigte 
von der Personalratsarbeit ab. Für diese Grup-
pe muss es eine verkürzte Amtszeit von zwei 
Jahren geben.

• Das Engagement der befristet Beschäftigten in 
der Interessenvertretung muss mit zusätzlicher 
Beschäftigungszeit kompensiert werden. Für 
ein halbes Jahr Personalratsarbeit sollte die 
Hochschule eine automatische Vertragsverlän-
gerung um einen Monat vorsehen. Die Hoch-
schulen müssen dafür eigene Budgets bilden. 
Diese Kompensation muss gesetzlich geregelt 
werden und für alle befristet Beschäftigten gel-
ten, auch für jene in der Drittmittel-For-
schung.

• Wichtiges Ziel  ist eine neue Kultur der Parti-
zipation an den Hochschulen, eine Kultur, in 
der neben den verfassten Organen der Mitbe-
stimmung die Beschäftigten selbst als Exper-
tinnen und Experten für ihre eigenen Arbeits-
bedingungen ernst genommen werden. Eben-
so muss unabhängig von gesetzlichen Rege-
lungen der Personalrat möglichst früh an 
Diskussionsprozessen mit weitreichenden Fol-
gen für den Arbeitsplatz Hochschule beteiligt 
werden. Informelle Beteiligung des Personal-
rats und direkte Partizipation der Beschäftigten 
liegen im Interesse aller Hochschulakteure, 
denn über Erfolg oder Misserfolg von Verände-
rungsprozessen wird letztendlich auf der kon-
kreten Arbeitsebene entschieden.
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5.8 Pluralität und Heterogenität in 
 Forschung und Lehre fördern 

Die Selbstdefi nitionen und Arbeitsweisen, das 
Wissenschafts- und Rollenverständnis von Pro-
fessorinnen und Professoren hat sich – zumindest 
in intakten Hochschulen – stets durch große Plu-
ralität ausgezeichnet. In der Hochschule hatten 
einsame Gelehrte ebenso Platz wie vernetzte For-
scherinnen und Forscher, Wissenschaftspoliti-
kerinnen und -politiker oder Hochschullehre-
rinnen und -lehrer. Die „unternehmerische Hoch-
schule“ setzt starke Anreize in Richtung Dritt-
mittel und Forschungsexzellenz. Insbesondere 
die Quantifi zierung von Leistungen durch Indi-
katoren kann hier einen Optimierungsdruck er-
zeugen, der wissenschaftliche Arbeit in die Rich-
tung der durch die Indikatoren jeweils abge-
bildeten Leistungserwartungen kanalisiert. Das 
könnte zu einer „Verarmung“ der Wissenschafts-
landschaft und zur Einebnung von Pluralität füh-
ren. Daher müssen unterschiedliche Wissen-
schafts- und Rollenverständnisse nicht nur tole-
riert, sondern gefördert werden. Innovativ sind – 
das belegen einschlägige Forschungen (Florida 
2002) – vor allem solche geografi schen und insti-
tutionellen Räume, die neben Talenten und tech-
nologischer Kompetenz auch über eine von Tole-
ranz geprägte Kultur verfügen. Diese Erkenntnis 
muss sich in der Berufungspolitik von Universi-
täten und Fachhochschulen ebenso niederschla-
gen wie in Förderphilosophien, Curricula, Veröf-
fentlichungen und Qualifi zierungsarbeiten. Was 
eigentlich selbstverständlich ist, muss in man-
chen Disziplinen erst wieder eingeklagt werden. 
Unsere Empfehlungen lauten: Mut zum Expe-
riment, zur Äußerung abweichender, kritischer, 
ja, anstößiger Gedanken sollte – die Einhaltung 
unverzichtbarer Qualitätsstandards vorausgesetzt 
– von Hochschulen und Forschungsförderungs-
einrichtungen belohnt werden. Zur Verdeutli-
chung: Ein Ökonom wie Sraffa, der in seinem Le-
ben vielleicht 100 bedeutende Seiten produziert 
hat, die dann aber zu einem Glanzpunkt der wirt-
schaftswissenschaftlichen Debatte wurden, hätte 
heute Schwierigkeiten, überhaupt berufen zu 
werden. Um solchen Gefahren zu begegnen, be-
nötigen wir auch den Mut zur „Nische“, zum Un-

gewöhnlichen, also nicht nur „duldende“, son-
dern „ermöglichende“ Toleranz.
• Ein wichtiger Bestandteil dieser Empfehlung 

ist die systematische Stärkung der Geistes- und 
Sozialwissenschaften, deren Forschungsergeb-
nisse sich häufi g einer unmittelbaren gesell-
schaftlichen und ökonomischen „Nutzbarkeit“ 
entziehen. Dies könnte ebenfalls zunächst im 
„Experimentierraum Ostdeutschland“ gesche-
hen. 

• Gleiches gilt für die Grundlagenforschung. 
Alle Hochschulen müssen angemessen ausge-
stattet sein, um die an sie gerichteten Anforde-
rungen im Bereiche der Grundlagenforschung 
auf eine angemessene Weise erfüllen zu kön-
nen.

• Weiterhin müssen im Rahmen von Steuerungs- 
und Qualitätssicherungssystemen die ökonomi-
schen und die wissenschaftlichen Bewertungs-
kritierien zu einem angemessenen Ausgleich 
geführt werden, der sowohl die Ziele der Re-
chenschaftslegung und des effi zienten Mittel-
einsatzes als auch wissenschaftsimmanente 
Qualitäts- und Reputationskriterien angemes-
sen berücksichtigt. Entscheidend ist, dass ent-
sprechende Kriterien nicht über die Köpfe der 
Hochschulangehörigen hinweg formuliert und 
praktiziert werden. Die beste Zielvereinbarung 
kann ihren Zweck nicht erfüllen und bleibt 
wirkungslos, wenn sie nicht von denen ausge-
handelt und mitdefi niert wird, die Vereinba-
rungen zu Realität werden lassen sollen. 

In der Summe laufen unsere Vorschläge auf eine 
Alternative zum Leitbild der „unternehmerischen 
Hochschule“ hinaus. Wir plädieren dafür, ent-
sprechende Konzepte aus ihrer einseitigen be-
triebswirtschaftlich-effi zienzorientierten Veren-
gung herauszuholen. Die Antwort auf die „unter-
nehmerische Universität“ ist das Konzept einer 
demokratischen Hochschule, die dem kollektiven 
Charakter wissenschaftlicher Arbeitsprozesse bes-
ser Rechnung trägt und die den institutionellen 
Rahmen für eine bessere Verzahnung von Wis-
senschaftseinrichtungen und  demokratisch legi-
timierten gesellschaftlichen Interessen schafft. 
Wenn das vorliegende Memorandum dazu bei-
trägt, eine Diskussion über ein solches Leitbild 
auszulösen, hat es seinen Zweck erfüllt. 
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